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Ordnungsmäßigkeits- und 8elegprüfung der 
Haushaltsverrechnung gemäß § 9 RHG 1948 

18.1 Die Belegart dient der Identifizierung gleichartiger Gebarungsfalle. 
In den meisten Untergliederungen wurde auch dann die Belegart KN 
(Kreditor Rechnung netto) verwendet, wenn es sich um Teilzahlungen, 
Akontozahlungen, Vorschu szahlungen, Daueraurträge, Gutschriflen 
oder ErsalZzahlungen handelte, rur die jedoch eine eigene Belegart 
vorgesehen war. 

18.2 Da nicht die richtige Belegart verwendet wurde, empfahl der RH den 
Bundesministerien und Obersten Organen, die Belegarten korrekt 
zu verwenden. Dadurch sollte insbesondere die Administration der 
Abrechnung von Vorschu szahlungen vereinfacht und verbessert wer­
den. 

18.3 Die Bucl,hallungsagenrur leille in ihrer Slellungnahme mil, das sie 

die Verrecl,nungsableilungell im Haus auJ die Beacillullg der korreklen 

Belega rl lri IIweisell werdelI . 

19.1 Bei der Verwendung der Belegart KD (Kreditor Dauerverpflichtung) 
löste das System automatisch eine Minelvorrnerkung aus und richtete 
für den gebuchten Zeitraum eine Minelbindung ein. Im Hau haltsver­
rechnungssystem war es mögl ich. auch mit der Belegart KN (Kreditor 
Rechnung nello) Daueranordnungen a nzulegen. 

Wurde schon vor Erfassung des Belegs eine MiHelvorrnerkung auf der 
Finanzposition angelegt. so wurde die Belegart KN (Kreditor Rechnung 
neno) gewählt, um nicht noch eine weitere MiHelvormerkung zu ver­
anlassen. Erstreckte sich die Daueranordnung über mehrere Jahre, 0 

musste in den Folgejahren die Millelvorrnerkung dieser Daueranord­
nung händisch nachgebucht werden. 

19.2 Da Daueranordnungen auch mit Belegart KN (Kreditor Rechnung neHo) 
angelegt werden konnten und in den Folgejahren die Millelvorrner­
kungen händisch nachzubuchen waren, empfahl der RH dem BMF. 
darauf hinzuwirken. da bei allen Daueranordnungen die MiHelvor­
merkungen auch für die Folgejahre automatisiert erfolgen. 

19.3 Das BMF wies ill seiner SlelluIIgnahme darauJI,ill, dass das Haushalls­

verrecl,"ungsverJal"en GeschäjlsJälle enlsprechend den hausl,allsrechl­

lichen Vor cI,rijlrn jeweil für das lauJende Finanzjahr unlerSlülze. 

Für Pragllosell hillsichllicl, zukünftiger VerpjlicillU/'grn des BUlldrs 

köllnlcn allderr IT-VerJal".1I herangezogell wrrden. Dir Implemrlllie­

rullg derarriger Melhodell ri IIur mil einem ullverhöllllismößig hohen 

A uJwalld realisierbar. 
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19.4 Der RH entgegnete dem BMF, dass die manuelle Nachbuchung der 
gegenständlichen Mittelvormerkungen einen ebenso unverhältnismä­
ßig hohen Verwaltungsaufwand verursachte, weshalb die Implemen­
tierung einer automatisienen Verbuchungjedenfalls erforderlich ist. Er 
wiederholte daher seine Empfehlung, die Mittelvormerkung für Dau­
eranordnungen auch für die Folgejahre automatisien zu erfassen. 

Zahlungsbedingungen 20.1 (I) Bei Verrechnungsanordnungen waren die Verrechnungsdaten nach 

98 

Maßgabe der vom Haushaltsverrechnungssystem bereitgestellten Ein­
gabemasken zu erfassen (§ J2 BHV 2013). Dabei waren unier anderem 
die Zahlungsbedingungen und das Basi datum, ab dem die Zahlungs­
bedingungen zu laufen beginnen, einzutragen. Aus diesen Eingaben 
wurde das Fälligkeitsdatum vom System berechnet. 

Der Anordnende hatte für die Eingabe der Zahlungsbedingung die 
Möglichkeit, aus einer eingeschränkten21 Liste die entsprechende 
Zahlungsbedingung auszuwählen. Da die tatsächlichen Zahlungsbe­
dingungen nicht immer einer der auswählbaren Möglichkeiten ent­
sprachen, erfolgte die Eingabe _NOOI sofon zahlbar ohne Abzug- in 
Kombination mit der Eingabe des in Rechnung gestellten Fäll igkeits­
datums als Basisdatum. 

(2) In einigen Fällen wurde das vorgesehene Zahlungsziel nicht ein­
gehalten bzw. wurden mögliche Skonti nicht ausgenutzt. 

20.2 Da die tatsächlichen Zahlungsbedingungen nicht immer im Haus­
haltsverrechnungssyslem ausgewählt werden konnten, empfahl der RH 
dem BMF, für die Erfassung der Zahlungsbedingungen variable Ein­
gabemöglichkeiten einzurichten, um die tatsächlichen Zahlungsbedin­
gungen der Verrechnungsanordnung im Haushaltsverrechnungssystem 
abbilden zu können. Da nicht immer die vorgesehenen Zahlungsziele 
und Skontifristen eingehalten wurden, empfahl der RH der Buchhal­
tung agentur, die vorgesehenen Zahlungsziele einzuhalten und mög­
liche Skonti auszunutzen. 

20.3 (I) Das BMF wies ill seiner Srellu"gllahme daraufhin, dass die Alllage 

vo" zusärzliche .. Zahlullgsbedingullge�! jederzeit voo! deI! Anwe .. dem 

miflels Support-Meldung vom Haushaltsverred",ungs-Berriebsteam 

möglich sei. /m Zuge der Belegerfassung könne zudem die im KredifO­

rellstammsatz hinrerlegfc Zahltmgsbedingullg überschrieben werden. 

21 I.B. NOO2 für _zahlbar innerhalb von 14 Tagen obm: Abzug", NOO3 ftir .. zahlbar inner­

halb von 30 Tagen ohne Abzug- oder $003 rur .. zahlbar innerhalb von 14 Tagen 3 � 
Skonto bzw. innerhalb vOrl 30 Tagen ohne Abzug�: insgesamt gibt es acht Zahlungs­

bedingungen ohne Skonto sowie 1 S mit Skonto 
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Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der 
Haushaltsverrechnung gemäß § 9 RHG 1948 

(2) Laut S/ellu"gnahme der Buchhal/ungsagentur werde sie auJ die 

Ei"haltung der kon/oJris/e" ach/e". 

20.4 Der RH entgegnete dem BMF. dass die derzeitigen Möglichkeiten zur 
Änderung der Zahlungsziele offenkundig für die Anwender nicht prak­
t ikabel sind, zumal diese nur sehr lückenhaft genutzt werden. Der RH 
verblieb deshalb bei einer Empfehlung. die Möglichkeit der variablen 
Erfassung von Zahlung bedingungen zu implementieren. 

21.1 Bei einzelnen Gebarungsfallen fehlten die Verrechnungsunterlagen bzw. 
lagen diese nicht vollständig vor. Der Zahlungs- und Verrechnungs­
auftrag wurde t rotzdem ausgeführt, obwohl gemäß § 27 BHV 201 3  
jeder Anordnung eine Verrechnung unterlage (= Beleg) zugrunde lie­
gen und bei Übermittlung der Anordnung an das ausführende Organ 
mitgeliefert werden muss. Eine Aufforderung der Buchhaltungsagen­
tur an das anordnende Organ, die Anordnung zu vervollständigen. 
war nicht dokumentiert. Ohne das vollständige Vorliegen von Ver­
rechnungsunterlagen sind weder eine ordentliche Prüfung im Geba­
rungsvollzug. noch die Nachprüfung durch die Buchhaltungsagentur, 
noch die nachträgliche Prüfung durch den RH durchführbar. 

21.2 Der RH kritisierte, dass in einzelnen Fällen Anordnungen entgegen 
den haushaltsrechtlichen Vorschriften au geführt und bezahlt wurden. 
Weilers hielt er kritisch fest. dass ohne vollständige Verrechnungsun­
terlagen weder eine ordentliche Prüfung im Gebarungsvollzug. noch 
die Nachprüfung der Buchhaltungsagentur, noch die nachträgliche 
Prüfung durch den RH durchgeführt werden können. Der RH empfahl 
den Bundesministerien und Obersten Organen. sicherzustellen. dass 
ausnahmslos jeder Anordnung eine Verrechnungsunterlage zugrunde 
l ieg!. 

21.3 Die Buchhaltungsagentur teilte in ihrer Stellungnahme mit, die Ver­

rechnungsabteilungen im Haus "euerlich darauJ hinzuweisen, beson­

deres Auge"merk a uJ die Ordnungsmäßigkeit der VerrecllllUngsgru"d­

lage zu legen. 
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Abschnitt 11: UG-spezifische Feststellungen 

Schwerpunktprüfungen 

22 Der RH wählte flir Schwerpunktprüfungen die Untergliederungen nach 
der Höhe der veranschlagten Auszahlungen aus (wesentliche Unterglie­
derungen). Für die ausgewählten Untergliederungen analysiene er die 
gemäß Voranschlag geplanten Auszahlungen des Finanzjahres 2014 
auf Ebene der Mittelverwendungs- und Mittelaufbringungsgruppen 
(MVAG) und wählte die höchsten MVAG aus. Auf Basis der ausge­
wählten MVAG wählte er anschließend Konten und die zu überprü­
fenden Stichproben aus. 

Der RH überprüfte die Stichproben der ausgewählten Konten nach fol­
genden Kriterien: 

- Beleg 

- Betrag 

- Eingangsvermerk 

- sachliche und rechnerische Richtigkeit 

- zeitliche Zuordnung/Abgrenzung 

- Verrechnung Obligo 

- Eilnachrichtenverfahren 

- Zahlungsziel 

- Voranschlagsstelle 

- Konto 

- Belegan 

- debitorische bzw. kreditorische Angaben 

- Rechtmäßigkeit des Grundge chäfts. 
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UG 14 Militärische Angelegenheiten und Sport 

Ordnungsmäßigkeit 

allgemein 

23.1 Für die UG 1 4  war die MVAG ..Auszahlungen aus betrieblichem 5ach­
aufwand" in Höhe von 600.8 Mio. EUR Gegenstand der Überprüfung. 
Davon unterzog der RH folgende Konten einer Prüfung: 

Tabelle 3: UG 14 - MVAG Auszahlungen aus betrieblichem Sachautwand 

Bereich Konto Bezeichnung 

1 4300.000 lebensmittel 

1 4523.000 Treibstoffe für luftfahrzeuge 

1 4670.202 luftzeuggerät. sonst. Aufw. 

1 4684.000 Bekleidung und Ausrüstung 

1 7020.000 Sonstige Miet- und Pachtzinse 

1 7270.000 Werkleistungen durch Dritte 

1 7270.900 Werkleistungen durch Dritte 

1 7295.101 Geldleistungen für Auslandseinsätze (AEPD) 

1 7297.000 Übrige Aufwendungen 

2 6000.900 Energiebezüge 

3 5606.900 Inlandreisen Z 

3 7241.900 Monatsgeld, Dienstgradzul., Miliz-, Anerkenn.prämie Z 

3 7242.900 Grundvergütung, Erfolgsprämie Z 

3 7247.900 Entgelt Ausbildungsdienst (AD) Z 

4 6140.000 Instandhaltung von Gebäuden 

4 6172.000 Instandhaltung von sonstigen Kraftfahrzeugen 

4 6173.000 Instandhaltung von luftfahrzeugen 

4 6180.000 Instandhaltung von sonstigen Anlagen 

Summe ausgewählte Konten 

Summe MVAG genmt 

Anteil überprüfte Konten 

Quelltn: HIS; Berechnung RH 

BRA 2014 

Voranschlag 
in Mio. EUR 

20,7 

13,4 

19,2 

13,5 

27,8 

12,5 

62,7 

22,7 

32,6 

32,8 

14,5 

27,9 

12,8 

31,8 

28,0 

11,4 

29,7 

11,9 

426,0 

600,8 

in '10 

70,9 
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Der RH fasste die ausgewählten Konten in Teilbereiche zusammen und 
legte die zu prüfende Stichprobenanzahl pro Geschäftsfeld fest :  Werk­
leistungen und Sonstiges 60 Stichproben. Energiebezüge 40 Stichpro­
ben sowie Instandhaltung 40 Stichproben. 

Zu den spezifischen Feststellungen betreffend die Konten 4684.000 
"Bekleidung und Ausrüstung" sowie 61 73.000 .Instandhaltung von 
Luftfahrzeugen" und 61 80.000 .Instandhaltung von sonstigen Anla­
gen" verweist der RH auf TZ 24 bis TZ 28. Überdies war bei einigen 
Konten der UG 1 4  die zeilliche Zuordnung von Aufwendungen im 
Ergebni haushalt nicht korrekt (vgJ. TZ 1 3  und TZ 1 4). 

23.2 Der RH kritisierte, dass das BMLVS Aufwendungen im Ergebni haus­
halt nicht korrekt zuordnete und empfahl deshalb. Aufwendungen und 
Erträge perioden richtig zu erfas en. 

23.3 wut Stellungnahme des BMLVS liege der Verrechnung seit Dezem­

ber 2014 ein adaptierter Prozess wgrullde; für das Finanzjahr 20 1 5  

sei mit einer VerbesseTllllg zu rechnen. 

Rechnungsberichligungen durch Leistungsempfanger 

24.1 (I) Das BMLVS bezog regel mäßig Kleidung von einem spanischen 
Unternehmer. Dieser Unternehmer war als Leistungserbringer gemäß 
Umsalzsteuergeselz 1 994 dazu verpOichtet, eine den Formvorschriften 
des Umsalzsteuergeselzes entsprechende Rechnung auszustellen. Das 
BMLVS erhielt nach jeder Lieferung des Unternehmers Rechnungen 
und änderte diese. Beispielsweise änderte das BMLVS die auf der Rech­
nung angeflihrte Menge aufgrund von Verwurf oder Fehlmengen. zog 
Pönalen ab und passte den endgültigen Rechnungsbetrag an. 

(2) Bei Warenlicferungen innerhalb des Gemeinschaftsgebiets war 
beim Leistungserbringer im EU-Ausland die Lieferung als innerge­
meinschaftliche Lieferung teuerfrei gestellt, wodurch beim Empfanger 
der Lieferung die Umsatzsteuer als Erwerbsteuer entstand und durch 
diesen abzuführen war. Der vom BMLVS zu entrichtende Steuerbetrag 
belief sich deshalb auf 20 % des Rechnungsbetrags. Das BMLVS errech­
nete in weiterer Folge auch die Höhe der zu entrichtenden Erwerb­
steuer ausgehend vom angepassten Rechnungsbetrag. 

(3) Gemäß Umsalzsteuergesetz bedurften die Ergänzung oder die 
Berichtigung von Rechnungen der Neuausstellung der gegenständ­
lichen Rechnung durch den Rechnungsleger. Die Ergänzung oder 
Berichtigung durfte nicht auf der Originalrechnung erfolgen, sondern 
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konnte minels gesondenem Dokument durchgeftihn werden. Eine der­
anige Rechnungsberichtigung wirkte erst ab dem Zeitpunkt der ord­
nung gemäßen Rechnungskorrektur. Bei den gegenständlichen Stich­
proben berichtigte der Rechnungsleger die Originalrechnung nicht. 

24.2 Der RH stellte kriti ch fest, dass eine Ergänzung oder Berichtigung von 
Eingangsrechnungen durch das BMLVS (Leisfungsempfanger) nicht den 
Erfordernis en des Umsatzsteuergesetzes entsprach. Folglich errech­
nete und erfasste das BMLVS die Höhe der Erwerbsteuer ausgehend 
von einem nicht durch den Rechnungsleger richtig gestellten Rech­
nungsbetrag. 

Der RH empfahl dem BMLVS, den Lieferanten auf eine ordnungsge­
mäße Rechnungsberichtigung hinzuweisen und entweder eine Neu­
ausstellung der berichtigten Rechnung oder ein ergänzendes, geson­
denes Dokument mit der durchgeruhnen Berichtigung bzw. Ergänzung 
abzuverlangen. Jedenfalls wäre darauf hinzuwirken, dass eine gleich­
lautende Berichtigung der ursprünglichen Rechnung durch den Rech­
nungsleger durchgeftihn wird und so die Abstimmung der teuerfreien, 
innergemeinschaftlichen Lieferungen des leistenden Unternehmers mit 
den teuerpnichtigen, innergemeinschaftl ichen Erwerben des betrof­
fenen Bundesministeriums oder Obersten Organs ermöglicht wird, dies 
im System MIAS22 im Zuge der erhöhten Kooperation der Finanzver­
waltungen der EU beim Abgleich der Mehrwensteuer im Binnenmarkt. 

24.3 Das BMLVS sagte die Umsetzung zu. 

Instandhaltungsaufwendungen vs. Aktivierung 

25.1 Erhalrungsaufwendungen wie beispielsweise Instandhaltungen sind 
in der Ergebnisrechnung als Aufwendungen zu erfassen. Wird jedoch 
durch die durchgeruhnen Maßnahmen das Anlagegut erweiten (Schaf­
fung von neuem Nutzraum) oder wesentlich verbessen (Erhöhung des 
Standards bzw. der Nutzungsdauer), so handelt es sich nicht mehr 
um Instandhaltungsaufwendungen, sondern um aktivierungspnich­
tige Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten. Das BMLVS erfasste 
auf diversen I n  tandhaltungskonten Aufwendungen in Summe von 
9 1 ,77 Mio. EUR. Das BMLVS hane auf den Instandhaltungskonten nicht 
nur Aufwendungen rur Instandhaltung erfasst, sondern auch Kosten. 
die zu einer wesentlichen Verbesserung des Anlageguts ftihnen. Damit 
wären diese Aufwendungen nicht in der Ergebnisrechnung als lnstand-

11 MLAS - M�hrw�rutruu-lnfonnationsaustauS<'hsyslrm 
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haltungsaufwendungen zu erfassen. sondern i n  der Vermögensrech­
nung zu aktivieren. 

25.2 Da Instandhaltungsaufwendungen nicht immer eindeutig Aufwen­
dungen oder aktivierungsfahigen Kosten zuzuordnen waren. empfahl 
der RH dem BMLVS. im Detail zu prüfen. ob es sich jeweils tatsäch­
lich um Instandhaltungsaufwendungen handelt oder ob aktivierungs­
pflichtige Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten vorliegen. 

25.3 Das BMLVS wies ill seiller Slellungllahme darauf hili, dass die Bundes­

vermögellsverordlluIIgJür deli BeTeich der mililäriscllell A IIgdegellheilell 

IIur illsoweil gelle, als IIicll l die Be ollderl,eilell des Geschäftsbelriebs 

SOlldeTTrgduIIgell erfordertelI. Bei deli bemällgellell Bauangelegellheilell 

lrabe es sicll um folgende Sarllverhalle gelIalIdelI: 

- AnlageIl der Sicherheilsslufe A, wdrlle der SOlldeTTegelulIg des mili­

lärisrllell Bereichs ulllerlägell, 

- Illslalldllall,lllg VOll Kallalalliagell, IIIOS keille WerlSleigerullg dar­

slelle Ulld 

- 111 IalldScllUlIg von Baubesland. 

25.4 Der RH stellte gegenüber dem BMLVS Idar, dass die getroffene Fe tstel­
lung durch die geprüften Stichproben fundiert war. Bezüglich der ange­
ftihrten Sonderregelungen ftir die durch das BMLVS komment ierten 
Stichproben stellte der RH fest. dass die Anwendung von Sonderre­
gelungen weder auf dem Beleg ersichtlich noch vom BMLVS im Zuge 
der Prüfung der bemängelten Stichproben ins Treffen geftihn wor­
den war. Die Anwendung von Sonderregelungen wäre künft ig bei der 
Verbuchung auf dem Beleg kenntlich zu machen. damit der Instand­
haltungsaufwand eindeutig Aufwendungen oder aktivierungsfahigen 
Kosten zugeordnet werden kann. 

Erfassung der Reverse Charge Verbindlichkeit bei au ländischen Rech­
nungen 

26.1 Das BMLVS ging mit der deutschen Firma EADS Deutschland GmbH 
eine Wartungsvereinbarung für Luftfahrzeuge ein.I) Dieser Wartungs­
vereinbarung wurde ein Zahlungsplan zugrunde gelegt. wonach begin-

1) slI:'hr dazu auch Bt'richtr des RH. .Lurtraumubc'rwachungsnugzrugr: Vtrglt'lch drr 

Republik Ost(,�lch mll dtf Euroflghtt'T Jagdnugzt'ug GmbW. Rc:ihr Bund 2008/9 bzw . 

. luftraurnübC'rwachungsflugzt'ugr - Vrrglrich der Rrpubhk Östcrrt'lch mit dtf Euro­

flghlt'T Jagdnuguug GmbH: Follow-up-Ubrrpnlfung". Rrihr Bund 2013/2 
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nend im Jahr 201 1 bis in das Jahr 2018 jährlich Zahlungen in jeweils 
zwei Tranchen zu leisten waren. Der Zahlungsplan regelte die genauen 
Auszahlungsbeträge sowie das Fälligkeitsdatum der vorgeschriebenen 
Zahlungen. Im Finanzjahr 2014 wurde ein Vormerkbetrag laut Zah­
lungsplan in Höhe von 7,99 Mio. EUR fallig. Dieser ausgewiesene 
Betrag beinhaltete bereits die Steuer in Höhe von 20 %. Das BMLVS 
überwies jeweils im Jänner 2014 und im Juli 2014 einen Betrag in 
Höhe von 3,33 Mio. EUR, jeweils ohne Steuer. 

Gemäß Umsatzsteuergesetz 1994 entstand die Steuerschuld mit Ablauf 
des Monats, in dem die Lieferung bzw. Leistung ausgefühn wurde. Bei 
Rechnungslegung in einem späteren Monat verschob sich der Zeitpunkt 
des Entstehens der Steuerschuld um maximal einen Monat. Grundsätz­
lich schuldetejener Unternehmer die Umsatzsteuer, der die Warenliefe­
rung oder Dienstleistung erbrachte. Gemäß § 19  UStG 1 994 kam es bei 
Dien tleistungen und Werklieferungen unter gewis en Voraussetzungen 
jedoch zum Übergang der Steuerschuld auf den Leistungsempf<inger 
(Reverse Charge). Diese Bestimmung war auf den gegenständlichen 
Sachverhalt anzuwenden, weshalb das BMLVS der Steuerschuldner war. 

26.2 Der RH hielt fest, dass das BMLVS zwar die Raten gemäß Zahlungs­
plan korrekt an das deutsche Unternehmen überwies, jedoch wurden 
nur die Nettobeträge in der Haushaltsverrechnung erfas t. Da es sich 
bei dem gegenständlichen Sachverhalt um eine sonstige Leistung han­
delte, bei der die Steuerschuld auf den Leistungsempfanger überging, 
kritisiene der RH, dass das BMLVS nicht auch die damit fallig gewor­
dene Umsatzsteuer erfasste und abfühne. 

Der RH empfahl dem BMLVS, hinkünftig auf die korrekte Erfassung 
von Dienstleistungen, die von ausländischen Unternehmen erbracht 
wurden, zu achten und die Umsatzsteuer (Reverse Charge) korrekt im 
System zu erfassen und abzuführen. 

26.3 LaUI Stellungnalrme des BMLVS entslehe die Steuerschuld nach dem 

UmsalZSieuergesell erSI mil Lieferung bzw. Leistung. Die Umsatzsteuer 

werde nach Erbringung der Lieferung bZI/J. Leislung zu den bereits 

bezahlten Zahlungsralen abgefiihrt. 

26.4 Der RH stellte gegenüber dem BMLVS klar, dass gemäß UStG24 bei Teil­
zahlung der Grundsatz der Mindest-Ist-Besteuerung zur Anwendung 
kommt, wonach bei Teilzahlungen die jeweils auf den Teilzahlungs­
betrag entfallende Umsatzsteuer zum Zeitpunkt der Zahlung (Verein­
nahmung) entsteht. 

24 sic:hr: § 19 Abs. 2 ht. a UStG 
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Eingangsrechnungen in fremder Währung 

27.1 Das BMLVS vereinbane mit einem deutschen Unternehmen einen Ver­
trag betreffend Lagerhaltungskosten fUr ein Lager. welches der Trieb­
werkinstandhaltung von Luftfahrzeugen diente. Die beim BMLVS ein­
gelangte Eingangsrechnung wies eine deutsche UID-Nummer25 aus. 
der Rechnungsbetrag lautete auf Britische Pfund. 

27.2 Der RH stellte kritisch fest, dass das BMLVS keinen Grund nennen 
konnte, weshalb die Eingangsrechnung, trotz einheitlicher Währung, 
nicht in Euro ausgestellt wurde. sondern das deut ehe Unternehmen 
in Briti ehen Pfund fakturiene. Der RH merkte kritisch an, dass durch 
die Fakturierung in Britischen Pfund sowohl fUr Leistungserbringer 
als auch Leistungsempfanger ein Verwaltungsmehraufwand entstand. 
Der RH empfahl dem BMLVS hinkünftig, bei ausländischen Lieferanten 
des Euro-Raums zur Verringerung des Verwaltungsaufwands darauf 
hinzuwirken, dass die Fakturierung der Lieferungen bzw. Leistungen 
in Euro erfolgt. 

27.3 Das BMLVS teilte in sei'ler Stellungnahme mit, dass die Wahl der Wäh­

rung, in der fakturiert werde, dem UllIeTllehmen obliege . Im gegen­

ständlichen Fall sei diese Vorgehensweise vertraglich vereinbart wor­

den. 

27.4 Der RH sah seine Kritik am gegenständlichen Sachverhalt durch die 
Stellungnahme des BMLVS bestätigt. in der das BMLVS einräume. 
dass die Fakturierung in fremder Währung ogar venraglich verein­
ban worden war. Dies widersprach dem Grundsatz der Sparsamkeit in 
der VerwaltungsfUhrung, zumal durch die erforderl iche Währungsum­
rechnung zusätzlicher Verwalrungsaufwand generien wird. 

Leasing - Ka erne Gü sing 

28. 1 (I) Das BMLVS räumte der BIG am 28. Oktober 2009 das venragliche 
Baurecht fUr eine Liegenschaft in Güssing ein. Auf Grundlage dieses 
Venrags errichtete die BIG die Montecuccoli Kaserne fUr das Jägerba­
taillon 19  in GÜssing. Nach rund drei Jahren Bauzeit stellte die BIG 
die Kaserne 201 3  fenig und übergab sie dem Nutzer (BMLVS). Zeit­
gleich zum venraglichen Baurecht unterzeichneten das BMLVS und die 
BIG am 28. Oktober 2009 einen Mietvenrag in Bezug auf die Nutzung 
durch das BMLVS. Der Mietvenrag hielt fest. dass der Mietgegenstand 
fUr Zwecke des BMLVS errichtet wurde. Für das BMLVS bestand ein 

l'l UmSil15lt'ut'ndt'nliflkallonsnummt'r (UID-Nummt'r) 
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Kündigungsverzicht rur 25 Jahre, die Pflicht, bestehenden Versiche­
rungsvereinbarungen beizutreten sowie den Mietgegenstand zu erhal­
ten und das Risiko, Betriebsrisiken und die damit zusammenhängenden 
Schäden inklusive Drittschäden aus eigenem zu tragen. 

(2) Laut Angaben der BIG betrugen die Kosten rur den Neubau der 
Ka erne rd. 47 Mio. EUR. Das BMLVS erfasste Verpflichtungen (flir 
Miete, Betriebskosten etc.) bis zum Jahr 2038 in Höhe von insgesamt 
1 63,75 Mio. EUR. Das BMLVS wies die Aufwendungen entsprechend 
eines Operating Leasing (d.h. Aktivierung bei Leasinggeber; Aufwen­
dungen bei Leasingnehmer) aus und legte im Finanzjahr 2014 eine ent­
sprechende Mittelbindung flir die Zahlungen (rur Miete, Betriebskosten 
etc.) der Montecuccoli Kaserne bis 2038 an. Die bisher flir die Monte­
cuccoli Kaserne geleisteten Mieten betrugen 1 ,28 Mio. EUR pro Quanal, 
die zugehörigen Betriebskosten betrugen rd. 40.000 EUR pro Quanal. 

(3) Die Zurechnung von Lea inggütern an den Leasinggeber (Opera­
ting Leasing) oder an den Leasingnehmer (Finanzierungsleasing) hing 
gemäß Einkommensteuerrichtlinien 2000 (EStRL) davon ab, ob die ent­
geltliche Überlassung des Lea inggutes gleich einer echten Vermie­
tung als bloße Nutzungsüberlassung zu sehen ist (Operating Leasing). 
oder ob sich die Überlassung winschaftlich als Kauf (Ratenkauf) dar­
stellte (Finanzierungsleasing). Die EStRL be chrieben Finanzierungs­
leasing - im Speziellen Vollamonisationsvenräge - als jene Fälle. bei 
denen der Leasingnehmer während der Mietdauer (Grundmietzeit) flir 
die Investitionskosten und einen Gewinn des Leasinggebers aufzukom­
men hatte. Konkret nannte die EStRL folgende Varianten flir Vollamor­
tisationsvenräge (d.h. Finanzierungsleasing): 

Grundmietzeit und betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer stim­
men annähernd überein (Grundmietzeit beträgt mehr als 90 'lb der 
betriebsgewöhnl ichen Nutzungsdauer) ; 

- Grundmietzeit beträgt weniger als 40 'lb der betriebsgewöhnlichen 
Nutzungsdauer; 

- der Leasingnehmer hat bei einer Grundmietzeit von m indestens 
40 'lb und höchstens 90 'lb der betriebsgewöhnlichen Nutzungs­
dauer nach Ablauf der Grundmietzeit das venraglich vereinbane 
Optionsrecht, gegen Leistung eines winschaftlich nicht angemes­
senen Betrags den Gegenstand zu erwerben oder den Leasingver­
trag zu verlängern; 

- das Leasinggut ist speziell auf die individuellen Bedürfnisse des Lea­
singnehmers zugeschnitten und kann nach Ablauf der Venragsdauer 
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nur noch bei diesem eine winschaftlich sinnvolle Verwendung fIn­
den (Spezialleasing); eine nur beim Leasingnehmer winschaftIich 
sinnvolle Verwendung kann angenommen werden. wenn die Ver­
wertung oder Nutzung des Leasinggegenstandes aus tatsächlichen 
oder rechtlichen Gründen nur dem Leasingnehmer möglich ist. 

Im Fall der Kaserne Güssing betrug die Grundrnietzeit (Dauer des Kün­
digungsverzichts gemäß Mietvertrag 20 Jahre) 80 % der betriebsge­
wöhnlichen Nutzung dauer (Dauer des Baurechts 25 Jahre) und lag 
somit unter der Grenze von 90 % gemäß EStRL. 

Der Mietvertrag räumte dem BMLVS eine Kaufoption ein. nach Ablauf 
von 20 Jahren den Mietgegenstand zum Verkehrswert. maximal mit 
einem Zuschlag von \0 % zum steuerlichen Buchwert und mindestens 
zu einem 10 % unter dem steuerlichen Buchwert liegenden Kaufpreis 
zu erwerben. Damit lag der Fall. den Gegenstand zu einem wirt chaft­
lieh nicht angemessenen Betrag zu erwerben. nicht vor. 

Ein Spezialleasing im Sinne des vierten angeflihrten Punktes kam flir 
das BMLVS nicht infrage. da bereits einige Kasernen durch die Stra­
tegische Immobilien Verwertungs-. Beratungs- und Entwicklungsges­
mbH (SIVBEG) an Dritte veräußert wurden. 

28.2 Wiewohl Elemente nahe eines Finanzierungslea ings (im Speziellen 
Vollamortisation verträge) gemäß EStRL im Vertrag enthalten waren. 
stellte der RH fest. dass der zwischen BMLVS und BIG geschlossene 
Vertrag nach dem Ge amtbild einem Mietvertrag zuzuordnen war (Ope­
rating Lea ing). Der RH wies krit isch darauf hin. dass der Leasing­
geber (BIG) die Baukosten mit rd. 47 Mio. EUR angab. während der 
Lea ingnehmer (BMLVS) fli r  die Dauer des Kündigungverzichts Ver­
pOichtungen in Höhe von 1 63.75 Mio. EUR (flir Mieten. Betriebskos­
ten etc.) auswies. 

28.3 Das BMLVS merkle in seiner Slellung.wJ,me an, dass der vom RH 

gerroJJene VergleicJ, melJrodiscJ, unricJllig sei und im Widerspruch zu 

JroushallsrechllicJ,en Beslimmungen SIehe . Das BMLVS belollle, dass 

die vom RH gewäJ,/le Darslellung des Zahle'lIJergleiclrs dazu geeignel 

sei, missverslanden zu werden. Es ersuchle um KorreRlur und Klar­

slellung dieses Krilikpunkles. 

28.4 Der RH teilte gegenüber dem BMLVS klar. dass die in TZ 28 ange­
flihrten Beträge sämtlich aus Unterlagen des BMLVS entnommen bzw. 
so vom BMLVS selbst verbucht worden waren. Der vom RH getrof­
fene Vergleich sowie die Feststellung des RH. da s der Vertrag nahe 
am Finanzierungsleasing ausgestaltet war. stand in keinem Wider-
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spruch zu haushaltsrechtlichen Vorschriften. Der RH verblieb bei ei­
nen diesbezüglichen Feststellungen. Eine Korrektur und KlarsteIlung 
war nicht sachgerecht. 

29.1 Für die UG 2 1  war die MVAG _Auszahlungen aus Transfers" in Höhe 
von 2,798 Mrd. EUR Gegen tand der Überprüfung. Davon unterzog 
der RH folgende Konten einer Prüfung: 

Tabelle 4: UG 21 - MVAG Auszahlungen aus Transfers 

Konto 

7303.039 

7310.003 

7310.023 

7313.002 

7314.002 

Bezeichnung 

Transferlahlungen an länder (Sonstige) (lW) 

Pensionsvers icherungsa ns talt 

landespflegegeld Kostenersätze (PVA) (lW) 

SVA der 8auern (PV) 

SVA der gewerbl. Wirtschaft (PV) 

Summe ausgewählte Konten 

Summe MVAG gesamt 

Anteil überprüfte Konten 

Quelle: HIS. eigene Berechnung 

Voranschlag 
in Mio. EUR 

230,1 

1.470,0 

360,8 

221,8 

141,0 

2.423,7 

2.797,6 

in % 

86,6 

Für die au gewählten Konten war eine Vollprüfung vorgesehen, das 
heißt, der RH überprüfte die Transaktionen auf die en Konten voll­
ständig. 

Bei einigen überprüften Transaktionen war die verpOichtende Mittei­
bindung (Kriterium _Verrechnung Obligo-) nicht erfolgt (vg!. TZ 1 7). 

Auf den Konten 73 10.023 .Landespnegegeld Kostenersätze (PVA) (zw)", 
7 3 1 3.002 .SVA der Bauern (PV)· und 731 4.002 .SVA der gewerb!. Win­
schan (PV)" waren neben den monatlichen Vorschusslei rungen auch 
die Jahresabrechnungen 20 1 3  verbucht. Diese wären gemäß perioden­
richtiger Zuordnung dem Finanzjahr 201 3 zuzuordnen gewesen. Mit 
der Erfa sung im Finanzjahr 2014 wurden dadurch höhere Aufwen­
dungen in der Ergebnisrechnung erfasst (vg!. TZ 1 3  und 1 4). 
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29.2 Ocr RH kritisiene, dass das BMASK die verpnichtend vorgesehene 
Mittelbindung nicht stets vornahm sowie Aufwendungen und Enräge 
nicht periodengerecht erfasste. Er empfahl daher, die Minelbindung 
stets durchzufUhren sowie Aufwendungen und Enräge im Ergebnis­
haushalt periodenrichtig zu erfassen. 

29.3 Das BMAS K wies in einer Stellungnahme darauf hin, dass die Abrech­

nungsreste der Sozial versicherungsträger im Bereich Pflege in der 

VG 2 1  Soziales und Kon umentenschutzj'ür das Jal" 2014 bis zum 

Fristende j'ür Eingaben nielli berücksichtigt hällen werden können, 

da die Überprüfung zur Bestätigung der sachliel,en und reellllerischen 

Richtigkeit und die daran im Anschluss notwendige Ein venrehmens­

herstellung mit dem BMF zU diesem Zeitptmkt lIoch nielli vollständig 

abgeschlossell gewesell sei. Das BMASK werde sich fiir die Zukunft 

um eille frühere Bekanntgabe der Abrechllullgsrestc bemühelI, um 

damit eille rechtzeitige Erfassullg der periodellgerechtell Zuordllung 

der Bet räge zu ennöglichell. 

Das BMAS K lIahm die Kritik an der nicht erfolgtclI Vonrahme von 

verpflieillellden Mirte/bindungell bei eilligell Trallsaktiollen der 

VG 21  Soziales ulld KOllsumelltcllsel,utz zur Kenl1lnis. 
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30.1 Für die UG 22  war die MVAG _Auszahlungen aus Transfers- in Höhe 
von 10, 1 94 Mrd. EUR Gegenstand der Überprüfung. Davon unterzog 
der RH folgende Konten einer Prüfung: 

Tabelle 5: UG 22 - MVAG Auszahlungen aus Transfers 

Konto Bezeichnung 

7310.004 Pensionsversicherungsanstalt, Bundesbeitrag 

7310.007 SVA der gewerbl. Wirtschaft, Bundesbeitrag 

7310.009 SVA der Bauern, Bundesbeitrag 

7310.010 Pensionsversicherungsanstalt, Ausgleichszulagen 

Summe lusgewählte Konten 

Summe MVAG gesamt 

Anteil überprüfte Konten 

Quellen: HIS; Berechnung RH 

Vorlnschlag 
in Mio. EUR 

5.579,8 

1.273,1 

1.421,2 

699,7 

8.973,7 

10.194,0 

in '10 

88,0 

Für die ausgewählten Konten 73 10.004 _Pensionsversicherungsanstah, 
Bundesbeitrag-, 73 10.007 .SVA der gewerbl. Winschart. Bundesbei­
trag·, 73 10.009 _SVA der Bauern. Bundesbeitrag- und 7 3 10.010 .Pen­
sionsversicherungsanstalt, Au gleichszulagen- war eine Vollprüfung 
vorgesehen, das heißt, der RH überprüfte die Transaktionen auf die­
en Konten vollständig. 

Auf den Konten 73 10.007 .SVA der gewerblichen Winschart, Bunde -
beitrag· und 73 10.010 _Pensionsversicherungsanstah, Ausgleichszula­
gen· waren neben den monatlichen Vorschussleisrungen auch die Jah­
resabrechnungen 201 3 verbucht. Diese wären gemäß periodenrichtiger 
Zuordnung dem Finanzjahr 20 I 3 zuzuordnen gewesen. Mit der Erfas­
sung im Finanzjahr 2014 wurden dadurch höhere Aufwendungen in 
der Ergebnisrechnung erfasst (vgl. TZ I )  und TZ 14 ). Die Problematik 
der periodenrichrigen Zuordnung der Jahresabrechnungen betraf auch 
das Finanzjahr 2014 (siehe TZ 3 1 ). weil die Jahresabrechnungen 2014 
in den Ab chlussrechnungen 2014 nicht au gewiesen waren. Daher 
wird der RH im Rahmen der § 9-Prüfung 201 5  die UG 22 einer Schwer­
punkrprü fung unterziehen. 

1 1 1  
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]0.2 Der RH kritisiene. dass das BMASK Aufwendungen im Ergebnishaus­
halt nicht korrekt zuordnete und empfahl deshalb. Aufwendungen und 
Enräge periodenrichtig zu erfassen. 

]0.] Das BMASK wies in seiner Stellungnahme darauf hili. dass die Abrech­

lIungsre te 2014 der Pellsionsversicherullgsträger in der VG 22 .Pen­

siollsversicherung" nicht berücksichtigt härteIl werden können, da die 

letzte Bundesbeitragsabrechllung erst im Juli 20 1 5  im Sozialminis­

terium eillgelallgt und das Ergebllis der Überprüfung dieser Abrech­

ntlllg erst Ellde Juli vorgelegen sei. Das BMASK werde die Pen iOlls­

versicherullgsrräger ersuchen, ill Zukullft die Abrech,lllllgell möglichst 

nach Vorliegen der endgültigen Erfolgsrecl,"u"ge" lIorzulegell, so dass 

die Überprüfung umgehend erfolgeIl kÖlllle. 

31-1 In der UG 22  waren mehrere Positionen (Ausgleichszulage 22.02, Bun­
desbeitrag und Pannerlei.stung 22.011 verbucht. bei denen der Bund 
zunächst unlerjährig Vorschüsse bezahlte und nach Vorliegen der end­
gültigen Rechnungsabschlüsse der Pensionsversicherungsträger eine 
Endabrechnung erstellte. Abrechnungsreste stellten Forderungen bzw. 
Verbindlichkeiten dar. I m  Jahr 201 3 waren im Bundesrechnungsab­
schluss in der Ergebnisrechnung die endabgerechneten Wene enthal­
ten. die mit den Rechnungsabschlüssen der Pensionsversicherungsträ­
ger übereinstimmten. 

Im Jahr 2014 wiesen die entsprechenden Positionen auf 1 .000 EUR 
gerundete Beträge aus, was darauf hindeutete, dass die Endabrechnung 
noch nicht vorgenommen wurde. Mündlich erläutene das BMASK, dass 
diese Abrechnung erst Mitte Juni von den Pensionsversicherungsträ­
gern erstellt worden sei, vom BMASK noch nicht geprüft werden konnte 
und daher noch keine entsprechenden BUChungen vorgenommen wur­
den. Die Ergebnisrechnung enthalte daher die Vorschussleistungen. 
nicht aber die periodenbereinigten, abgerechneten Aufwendungen. Zu 
etwaigen Forderungen oder Verbindlichkeiten des Bundes gegen die 
Pensionsversicherungsträger nahm das BMASK keine Stellung. 

31 .2 Der RH kritisien. dass aufgrund der fehlenden Endabrechnung keine 
periodenbereinigten Aufwendungen im BRA au gewiesen sind und die 
Forderungen und Verbindlichkeiten des Bundes gegenüber den Pensi­
onsversicherungslrägem nicht schlüssig dargestellt waren. 

BRA 2014 
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32.1 Für die UG 23 war die MVAG "Auszahlungen aus Transfers" in Höhe 
von 8.973 Mrd. EUR Gegenstand der Überprüfung. Davon unterzog 
der RH folgende Konten einer Prüfung: 

Tabelle 6: UG 23 - MVAG Auszahlungen aus Transfers 

Konto 

7420.011 

7600.100 

7602.100 

Bezeichnung 

Pensionen 

Ruhebezüge Z 

Versorgung,bezüge Z 

Summe ausgewählte Konten 

Summe MVAG gesamt 

Anteil überprüfte Konten 

Quellen: HIS; Berechnung RH 

Voranschlag 
in Mio. EUR 

3.024.6 

3.156,9 

585,4 

6.766,9 

8.973,1 

75,4 

Vom ausgewählten Konto 7420.01 1  "Pensionen" zog der RH eine Zufalls­
stichprobe von 25. Für die ausgewählten Konten 7600. 100 .. Ruhebe­
züge Z" und 7602. 100 "Versorgungsbezüge Z" zog der RH eine Zu falls­
stichprobe von je 40. 

Die verpflichtende Minelbindung (Kriterium "Verrechnung Obligo") 
war durchgängig nicht erfolgt (vgl. TZ (7). 

32.2 Der RH kritisierte. dass das BMF die verpflichtend vorgesehene Mit­
telbindung nicht vornahm und empfahl daher. Minelbindungen stets 
durchzuführen. 

1 1 3  
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33.1  Für die UG 24 war die MVAG _Auszahlungen aus Transfers- in Höhe 
von 880,6 Mio. EUR Gegenstand der Überprüfung. Davon unterzog 
der RH folgende Konten einer Prüfung: 

Tabelle 7: UG 24 - MVAG Auszahlungen aus Transfers 

Konto 

7334.089 

7336.089 

7670.000 

Bezeichnung 

BGA/Anteil der Abgaben. § 57(2) Z 1 KAKuG 

BGA, § 57(2) Z 2 KAKuG 

Zuschüsse für lfd. Aufwand an private 
Institutionen 

Summe ausgewählte Konten 

Summe MVAG gesamt 

Anteil überprüfte Konten 

Quellen: HIS; Berechnung RH 

Voranschlag 
in Mio. EUR 

332.7 

297.0 

66,7 

696,4 

880,6 

in OfD 

79,1 

Für die ausgewählten Konten 7334.089 _BGA/Anteil der Abgaben, 
§ 57(2) Z I KAKuG- und 7336.089 _BGA. § 57(2) Z 2 KAKuG- war eine 
Vollprüfung vorgesehen, das heißt, der RH überprüfte die Transaktionen 
auf diesen Konten vollständig. Für das Konto 7670.000 .zuschüsse Für 
Ifd. Aufwand an private Institutionen" prüfte der RH Transaktionen 
über I Mio. EUR. 

Auf dem Konto 7334.089 .. BGA/Anteil der Abgaben, § 57(2) Z I 

KAKuG" wurden im Zeitraum I. Jänner 20 1 4  bis 3 1 .  Dezember 20 1 4  
insgesamt 1 3  Belege verbucht. Dabei handelte es sich um zwölf monat­
liche Vorschussleislungen und eine Abrechnung betreffend das Finanz­
jahr 20 1 3. Diese Abrechnung wäre gemäß periodenrichtiger Zuord­
nung dem Finanzjahr 20 1 3  zuzuordnen gewesen. Mit der Erfassung im 
Finanzjahr 2014 wurden dadurch höhere Aufwendungen in der Ergeb­
nisrechnung erfasst (vgl. TZ 1 3  und 1 4). 

In der Abschlussrechnung erfasste das BMG bei einer Stichprobe trotz 
begründetem Anspruch keine Forderung (vgl. TZ 6). 

Über das Konto 7336.089 .. BGA, § 57(2) Z 2 KAKuG" waren Zahlungen 
des Bundes zur Finanzierung öffentlicher Krankenanstalten an die Bun­
desgesundheitsagentur gemäß § 57 Abs. 2 Z 2 KAKuG zu leisten. Es 
handelte sich dabei um Quartalszahlungen. Das BMG und BMF legten 

BRA 2 0 1 4  
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gemeinsam fest, dass eine Zahlung ftir das viene Quanal 20 1 3  - fal­
Iig am 1 5. Jänner 201 4 - nicht abgegrenzt wurde. Dementsprechend 
kam es zu einer unrichtigen Erfassung der Aufwendung im Ergebnis­
haushah im Finanzjahr 2014 (vgl. TZ 1 3  und 1 4). 

33.2 Der RH merkte kritisch an, das die Vereinbarung, die Quanalszahlung 
betreffend 201 3 nicht abzugrenzen, nicht dem Grundsatz der perioden­
richtigen Zuordnung von Aufwendungen gemäß BHG 2013 en!Sprach. 
Der RH empfahl dem BMG, Aufwendungen und Enräge im Ergebnis­
haushah perioden richtig zu erfassen und Forderungen ab dem Zeit­
punkt der Anspruchsbegründung in der Vermögensrechnung zu erfas­
sen. 

33.3 Das BMG w ks in se iner S tellungnahme darauf h in, da s sowohl d ie 

Veransch lagung a ls auch d ie Verrechnung Jür d ie Zwec ltzuschüsse nach 

dem KA Ku G laut R ichtl in ien des BMF e rfolgten ; d iese regelten Jür 

meh rjähr ige Transferzahlungen, da s d ie Aufwendungen dem Finanz ­

jahr zuzuordnen se ien, indem d ie Zah lungen e rfolgten. Be i Er te ilung 

der Abschlussrechnung habe es ke ine Forderungen m it begründetem 

Anspruch gegeben. 

33.4 Der RH entgegnete dem BMG, dass aus den im Rahmen der Prüfung 
der Abschlussrechnungen erhobenen Daten die nicht zeitgerechte Ver­
buchung von Forderungen in mehreren Fällen eindeutig belegbar ist. 
Diesbezüglich verwies der RH das BMG an die Buchhahungsagenrur, 
gegenüber der er diese Fälle bekannt gemacht halle, und verblieb bei 
seiner Empfehlung, Forderungen zeitgerecht zu verbuchen. Der RH hob 
hervor, dass bei einem Widerspruch zwischen Richtlinien des BMF und 
dem BHG 2013 bzw. der BHV 201 3  den gesetzlichen Bestimmungen 
bzw. dem Verordnungstext jedenfalls der Vorzug gegenüber Richtli­
nien zu geben ist. Sohin verblieb der RH bei seiner Empfehlung, auch 
die Quanalszahlungen gemäß KAKuG periodengerecht abzugrenzen. 

UG 3 0  Bildung und Frauen 

Ordnungs mäßigkeit 
allgemein 

B RA 2014 

34.1 ( I )  Für die UG 30 waren die MVAG ..Auszahlungen aus betrieblichem 
Sachaufwand" in Höhe von 1,002 Mrd. EUR und "Auszahlungen aus 
Transfers" in Höhe von 3,94 1 Mrd. EUR Gegenstand der Überprüfung. 

(2) Auszahlungen aus betrieblichem Sachaufwand 

Betreffend der MVAG "Auszahlungen aus betrieblichem Sachaufwand" 
unterzog der RH folgende Komen einer Prüfung: 

1 15 
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UG 3 0 Bildung und Frauen 

Tabelle 8: UG 30 - MVAG Auszahlungen aus betrieblichem Sachaufwand 

B�r�ich Konto Bezeichnung 

1 6000.900 Energiebezüge 

1 6001.900 €nergiebezüge (lW) 

1 7024.110 Schulraum - Normmieten 

1 7024.111 Mieten (Oberster Gerichtshof) 

1 7024.113 Betriebskosten 

2 6100.000 Instandhaltung von Grund und Boden 

2 6140.000 Instandhaltung von Gebäuden 

2 6140.100 Instandhaltung von Gebäuden (zw) 

2 7024.112 Mieterinvestitionen 

3 7020.101 SChulraumbeschaffung und -bewirtschaftung 

4 7270.000 Werkleistungen durch Dritte 

4 7270.900 Werkleistungen durch Dritte 

4 7270.951 Reinigung 

4 7270.990 Sonstige 

4 7271.900 Werkleistungen (durch Dritte) 

5 7294.000 Bezüge und bezugsähnliche Zahlungen (B) Z 

5 7294.009 Bezüge und bezugsähnliche Zahlungen (B) 

5 7294.129 Bezüge und bezugsähnliche Zahlungen (A/Il) 

5 7294.209 Bezüge und bezugsähnliche Zahlungen (B/I) 

5 7294.210 Belüge und bezugsähnliche Zahlungen (B/L) Z 

5 7294.219 Bezüge und belugSähnliche Zahlungen (B/L) 

Summe ausgewählte Konten 

Summe ausgewählte Konten inkl. Personal (Teil 5) 

Summe MVAG gesamt 

Anteil überprüfte Konten 

Anteil überprüfte Konten lnk!. Personal (Teil 5) 

Q\Jellen: H 1$; Berechnung RH 

1 1 6  

R 

H 

Voranschlag 
in Mio. EUR 

40,7 

1,3 

303,5 

57,8 

28,0 

0,7 

32,4 

0,5 

34,4 

67,3 

5,1 

65,2 

4,8 

50,9 

27,2 

0,0 

0,0 

2,5 

0,6 

641,7 

722,9 

1.001,8 

in '" 

64,1 

72,2 

8RA 2014 
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Der RH fasste die ausgewählten Konten in  Teilbereiche zusammen 
und legte die zu prüfende Stichprobenanzahl pro Geschäftsfeld fest :  
Energiebezüge und Mieten 4 0  Stichproben. Instandhaltung und Mie­
terinvestitionen 40 Stichproben. chulraumbeschaffung und -bewin­
schaftung 20 Stichproben sowie Werkleistungen und Reinigung 
60 Stichproben. 

(J) Auszahlungen aus Transfers 

Betreffend der MVAG "Auszahlungen aus Transfers" unterzog der RH 
folgende Konten einer Prüfung: 

Tabelle 9: UG 30 - MVAG Auszahlungen aus Transfers 

Konto Bezeichnung 

7302.000 Transferzahlungen an länder gern. FAG 

7302.018 Transferzahlungen landeslehrer DGB (kalkuliert) 

7303.000 Transferzahlungen an länder (Sonstige) 

Summe ausgewählte Konten 

Summe '"'VAG gesamt 

Anteil überprüfte Konten 

Quellen: HIS; Berechnung RH 

Voranschlag 
in Mio. EUR 

3.305,4 

255,7 

116,1 

3.677,3 

3.940,5 

in ,. 

93,3 

Für die ausgewählten Konten der Auszahlungen aus Transfers war eine 
Vollprüfung vorgesehen. das heißt. der RH überprüfte die Transakti­
onen auf den ausgewählten Konten vollständig. 

(4) Einige Konten der UG JO enthielten nicht korrekte zeitliche Zuord­
nungen von Aufwendungen im Ergebnishaushalt (vgl. TZ 1 3  und 
TZ 1 4). Das BMBF erfasste in der Abschlussrechnung bei einer Stich­
probe troLZ begründetem Anspruch keine Forderung (vgl. TZ 6). Zu 
den spezifischen Feststellungen in der UG JO verweist der RH auf die 
TZ 35 bis 37. 

34.2 Der RH kritisiene. dass das BMBF Aufwendungen und Erträge nicht 
periodengerecht und Forderungen teilweise gar nicht erfasste. Er emp­
fahl daher, Aufwendungen und Enräge im Ergebnishaushalt perioden­
richtig und Forderungen ab dem Zeitpunkt der Anspruchsbegründung 
in der Verrnögensrechnung zu erfassen. 

1 1 7  
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Spezifische 

Feststellungen 

1 1 8  

Mietzins tundungen 

35. 1 Die BIG vermietete zahlreiche Schulimmobilien an das BMBF. Die BIG 
stellte die Mieten venragsgemäßjeweils quanalsmäßig zum 1 5. März, 
1 5. Juni, 1 5. September und 10. Dezember fallig. Im November 2014 
vereinbane die BIG mit  dem BMBF schriftlich eine Änderung des 
Termins ftir die Fälligkeit von Mielzinsforderungen aus bestehenden 
Bestandvenrägen für den Zeitraum I .  Oktober 2014 bis J I .  Dezem­
ber 2014. Die BIG erkläne sich in dieser Vereinbarung dazu bereit, die 
für da viene Quanal 201 4 vereinbanen Fäll igkeiten von Mietzins­
und sonstigen Forderungen auf da Finanzjahr 2016 zu verlegen. Die 
Fälligkeitsänderung betraf die Mietzinse sowie Betriebsko ten. nicht 
jedoch die darauf vereinbane Umsatzsteuer. 

Somit verschob sich die Fälligkeit für die Mietzins- und sonstigen 
Forderungen in Höhe von 87,971 Mio. EUR ftir das BMBF auf den 
1 5. März 2016. Der Restbetrag in lIöhe von 4,417 Mio. EUR, bei dem 
es sich ausschließlich um Umsatzsteueranteile aus dem ursprünglichen 
Fäll igkeilsbetrag handelte, blieb unveränden 11m 10. Dezember 2014 
fallig. 

Die BIG und das BMBF hielten in ihrer Vereinbarung weiters fest, dass 
die Fäll igkeitsänderung winschaftlich neutral sein solle, so dass im 
Ergebnis aus der Fälligkcitsverschiebung kein winschaftlicher Vor­
oder achteil ftir die Paneien entstehen solle. Das BMBF erfasste die 
Fälligkeit änderung in der Ergebnisrechnung nicht. 

Gemäß § 89 Abs. 2 BHG 2013 waren Geschäftsfalle in der Ergebnis­
und Vermögensrechnung periodengerecht jenem Finanzjahr zuzuord­
nen, dem diese unabhängig vom tatsächlichen ZahlungsOuss win­
schaftlieh zuzurechnen waren. Das Umsatzsteuergesetz besagte, dass 
die Steuerschuld für den Leistungserbringer (im gegenständlichen Fall 
die BIG) mit Ablauf des Monats entsteht, in dem die Lieferung oder 
Leistung ausgeftihn wurde. Die Fäll igkeit der Umsatzsteuer entsteht 
am 1 5. des zweitfolgenden Monat nach Ablauf desjeweiligen Voran­
meldungszeitraums. 

35.2 Der RH stellte kritisch fest, das die Verschiebung der Fälligkeit von 
Mietzins- und sonstigen Forderungen keinen Eingang in die Ergebnis­
rechnung fand, obwohl sie als Aufwendungen zu Lasten des Finanz­
jahres 201 4 in der Ergebnisrechnung zu verrechnen gewesen wären. 
Der RH wies darauf hin. dass es sich bei der Fälligkeitsänderung um 
eine reine Verschiebung der Auszahlung in das Finanzjahr 2016 han­
delte, die Mietaufwendungen jedoch das Finanzjahr 2014 betrafen. 

BRA 2014  
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Der Umstand, dass die Umsatzsteuer nicht gestundet wurde, sondern 
hinsichtlich ihrer Fäl ligkeit ftir das BMBF unveränden blieb, gab Hin­
weis darauf, dass ftir die BIG die Verpflichtung der Abfuhr der Umsatz­
steuer aufrecht blieb und damit als Anerkennung der bereits erfolgten 
Leistungserbringung betrachtet werden konnte. Im Zuge der § 9-Prü­
fung ftihne das BMBF eine Mängelbehebung gemäß § 9 RHG LV.m. 
§ 36 RLV durch und wies die gestundeten Mietzinsen periodengerecht 
als Mietaufwand im Finanzjahr 2014 aus. 

35.3 Das BMB F n ahm in seine r Stellungnahme die Feststellullgen des R H  

zu r Kenntn is .  AuJg rund des Auftrags des R H  sei eine dahingehende 

Mängelbehebung e rfolgt. 

Ersatz von Besoldungskosten ftir Landeslehrer 

36.1 ( I )  Das Konto 7302.000 _Transferzahlungen an Länder gern. FAG­
beinhaltete Zahlungen, welche auf § 4 Finanzausgleichsgesetz 2008 
(FAG 2008) basierten. Diese Bestimmung regelte den Ersatz von Besol­
dungskosten ftir die Landes- und Religionslehrer durch den Bund an 
die Länder. Der Ersatz dieser Zahlungen erfolgte aufgrund monatlicher 
Anforderungen der Länder gemäß § 4 Abs. 7 FAG 2008. Diese erfolgten 
zu den vom BMBF festgesetzten Monatsterminen getrennt nach allge­
mein bildenden und berufsbildenden Pnichtschulen. Hinsichtlich der 
Höhe der Monatsanforderungen der Länder ftihne das BMBF Plausibi­
litätskontrollen durch und fordene bei größeren Abweichungen (Vor­
l iegen einer Differenz von I 'lb bis 2 'lb gegenüber dem Vergleichs mo­
nat des Vorjahres) Begründungen der Länder dazu an. 

Als Kontrolle der Einhaltung der vom Bund genehmigten Stellenpläne 
sowie zur Information und Kontrolle der Personalausgaben für Lan­
deslehrer hallen die Länder aufgrund einer 1 5a-Vereinbarung über 
gemeinsame Maßnahmen des Bundes und der Länder beim Personal­
aufwand für Lehrer an allgemein bildenden Pnichtschulen. bei der 
Förderung des Wohnbaus und der Wohnhaussanierung sowie bei der 
Dotierung des Umwelt- und Wasserwinschaftsfonds'6. und gemäß 
Lande lehrer-Conrrollingverordnung21, die erforderlichen Unterlagen 
ftir jeden Monat spätestens bis zum zehnten Tag des zweit folgenden 
Monats dem BMBF zur Verftigung zu stellen. Daten zum Personal und 
zur Besoldung wurden in die Landeslehrercontrolling-Datenbank (LLC­
DB) anonymisiert eingespeist. 

" BGBI. Nr. J9O/1989 l.d.F. BGBI. I Nr. 2/2008 
11 BGBI. 11 Nr. J9O/2OO5 Ld.F. BGBI. 11 Nr. 190/2014 

1 1 9  
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Im überprüften Zeitraum hätten die Besoldungskosten auf Grundlage 
der von den Ländern gemeldeten Einstufungen der Lehrpersonen am 
Stichtag (MonalSletzter) im System der bisherigen Datenbank automa­
tisch errechnet werden können. Zu Plausibilitätsüberprüfungen hätten 
jedoch Zahlungen. die nicht dem _Normalverlauf" entsprachen (wie z.B. 
Ein- und Austritte während des Monats). mit enormem Aufwand hän­
disch nachverrechnet werden müssen. Daher blieb das BMBF bei der 
Plau ibilitälSprüfung anhand eines Monatsvergleichs zum VOIjahr; eine 
umfassende Überprüfung der rechnerischen Richtigkeit und Nachvoll­
ziehbarkeit der von den Ländern angefordenen Beträge erfolgte nicht. 

Das BMBF teilte dem RH mit, dass in der neu implementienen Daten­
bank die Länder ab dem Schuljahr 20 1 4/20 1 5  auf Grundlage der Lan­
deslehrer-Controllingverordnung den gesamten ZahlungsOuss pro 
Lehrperson monatlich dem BMBF melden müssen. Dadurch könnten 
nach Ansicht des BMBF zukünftig mittels Jahresverlaufsanalysen ape­
riodische Zahlungen besser dargestellt und Prognosen hinterlegt wer­
den. 

(2) Die Endabrechnung durch den Bund erfolgte im November flir das 
vorangegangene Schuljahr nach Vorlage der von den Ländern erstell­
ten Schuljahresabrechnungen, welche bis 10. Oktober de Folge chul­
jahres vorzulegen waren. durch Vergleich des vom Bund genehmigten 
Stellenplans mit den seitens der Länder tatsächlich besetzten Landes­
lehrer-Planstellen. Das BMBF trug die Be oldungskosten flir die Stel­
lenplanüberschreilUngen vorab zur Gänze. Da die Länder die Besol­
dungskosten flir Landeslehrer-Planstellen. welche nicht durch den 
Stellenplan gedeckt waren, selbst zu tragen hatten, entstanden dies­
bezüglich Rückforderungsansprüche des BMBF gegenüber den Ländern. 

Gemäß § 7 Abs. 2 Landeslehrer-Controllingverordnung wurde der 
Ausgleich der den Stellenplan überschreitenden Vollbeschäftigungs­
äquivalente in Form von Normkosten der Entlohnungsgruppe I 2a2 
in Höhe von rd. 40.000 EUR berechnet. Eine mit BGB\. 11 Nr. B l /20 1 4  
beschlossene Änderung der Landeslehrer-Controllingverordnung, die 
eine Refundierung von rd. 60.000 EURje überschrittener Planstelle im 
Jahr 20 1 428 vorgesehen häue. wurde noch vor ihrem Inkrafttreten mit 
BGB\. 11 Nr. 1 1 8/20 1 4  aufgehoben. Dies hätte einen um rd. 36 Mio. EUR 
höheren Rückforderungsanspruch des Bundes gegenüber den Ländern 
im Jahr 20 1 4  bedeutet. Bei Stellenpla nüberschreitungen behielt das 
BMBF die Rückforderungsansprüche von der nächsten Monatsanfor­
derung ein. 

21 grmaß Anlagt' 2WFA-FinAV: d('mgrg('nu�r haltt' drf N:H dir Refundlcrung drf durch 

schnilllichrn tatsächlichrn BöOldungskostrn drf Landcslrhrtr $ Land cmprohlrn 

(rd. S6.000 EUR Im Schuljahr 201 3120141  

BRA 2 0 1 4  
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36.2 ( I )  Der R H  verwies auf den Bericht .Finanzierung der Landesleh­
rer-, Reihe Bund 201 2/4. TZ 20, in dem er anerkannt hatte, dass das 
vom BMBF durchgeführte Landeslehrer-ConLrolling dazu führte. dass 
grundsätzliche Planungs- und Steuerungsinformalionen im Bereich 
der Landeslehrer einheitlich - dem Bund sowie den Ländern - zur 
Verfügung standen. Er wies auch darauf hin, dass die Bestrebungen 
des BMBF, die bestehende Datenbasis weiter auszubauen. um weiter­
führende Detail informationen zum Personaleinsatz und den Besol­
dungskosten der Landeslehrer zu gewinnen, zugleich einen Anstieg 
des Erfassungs- und Abstimmungsaufwands für die Länder bedeutete. 

Der RH kritisierte die durch Änderung der Landeslehrer-Control­
l ingverordnung erfolgte Aufhebung der vorgesehenen Erhöhung 
des Rückforderungsanspruchs des BMBF gegenüber den Ländern 
von rd. 40.000 EUR auf rd. 60.000 EUR je überschrittener Plan­
stelle im Jahr 201 4, die eine teilweise Umsetzung der Empfehlung 
des RH in TZ 1 8  des Berichts .Finanzierung der Landeslehrer" (Reihe 
Bund, 201 2/4) bedeutet hätte. Darin hatte der RH festgehalten, dass bei 
Anwendung des durchschnittlichen tatsächlichen Kostensalzes - statt 
des Besoldungskostensalzes (nach Normkosten) - der Rückforderungs­
betrag des BMBF um rd. 3 3  Mio. EUR höher gewesen wäre. Der RH 
hatte dem BMBF, dem BMF und den überprüften Ländern empfoh­
len, die geltende Landeslehrer-Controllingverordnung dahingehend 
zu ändern. dass die durchschnittlichen tatsächlichen Besoldungskos­
ten der Landeslehrer je Land bei einer Stellenplanüberschreitung als 
Basis für Rückforderungsansprüche herangezogen werden. 

(2) Der RH wies darauf hin, dass die Einbehaltung der Rückforderungs­
ansprüche erst im Jänner des Folgejahres eine nicht periodengerechte 
Verbuchung von Leistungen zur Folge hatte und empfahl dem BMBF 
eine periodengerechte Verbuchung auf dem Konto 280".- .Sonstige 
Forderungen". 

Abrechnung von Mitteln aus 1 5a-Vereinbarungen 

37.1 Bei den erfassten Transaktionen am Konto 7303.000 "Transferzah­
lungen an Länder (Sonstige)" handelte es sich um Za hlungen aufgrund 
der 1 5a-Vereinbarungen 

- über den Ausbau der ganztägigen Schulformen29 und 

,. BGBI. I Nr. 1 1 5/2011 

121  
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Die Transaktionen stellten sogenannte _Anschubfmanzierungsminel­
des Bundes dar. 

Die Länder meldeten bis ) I .  Oktober rur das begonnene Schuljahr ihren 
Anschubfmanzierungsbedarf rur den Ausbau ganztägiger Schul formen ; 
zum Ende des Kalendeljahres hanen ie den Nachwei über die zweck­
gebundene Verwendung der Mittel im vergangenen Schuljahr in Form 
einer Abrechnung vorzulegen. Diese umfasste folgende Angaben: 

- eingesetzte Minel getrennt nach Personal- und Sachaufwand bzw. 
Investitionsau gaben, 

- Form der Tagesbetreuung, 

- Anzahl der betreuten Schülerinnen und Schüler, 

- Anzahl der Betreuungsgruppen und 

- Personaleinsatz je Schule. 

Für die Schuljahre 201 1 /201 2  bzw. 201 2/201 ) lagen dem BMBF sämt­
liche Abrechnungen der Länder vor. Zur Zeit der § 9-Prüfung hane da 
BMBF die Abrechnungen 201 1 /201 2  der Länder Burgenland, Kärnten, 
Oberösterreich, Salzburg, Tirol und Vorarlberg im Hinblick auf die 
rechnerische Richtigkeit geprüft;  die Prüfung der Länder Niederöster­
reich, Steiermark und Wien war noch nicht abgeschlossen. 

Einzelfallüberprüfungen an Schulen erfolgten anhand von Stichproben 
durch Vorlage sämtlicher Belege. Das BMBF zog einmal in den bei­
den vorliegenden Abrechnungsjahren von allen Bunde ländern je eine 
Stichprobe. Für das Schuljahr 201 1 /201 2  wurden (bzw. werden) Stich­
proben der Abrechnungen von ßurgenland, Niederösterreich, Steier­
mark und Vorarlberg, rur das Schuljahr 201 2/201 )  werden Stichpro­
ben der Abrechnungen von Kärnten, Oberösterreich, Salzburg, Tirol 
und Wien geprüft. Da BMBF strebte dabei eine Durchmischung von 
Ost und West bzw. von größeren und kleineren Ländern an. Die Ent­
scheidung, von welchen Standonen des überprüften Landes die Vor­
lage der Abrechnungen bei der Stichprobenprüfung verlangt wurde, 
erfolgte nach dem Zufallsprinzip. Das BMBF zog als Stichprobe zwei 
bis drei Schulen pro Land. 

10 BGBI. 1 Nr. 192/20 1 ]  

BRA 2014 
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37 .2  Der RH kritisierte, dass die Abrechnung für das Schuljahr 201 1 /201 2  

zur Zeil der Gebarungsüberprufung noch nicht abgeschlossen und 
somit nicht periodengerecht erfassl war und empfahl dem BMBF, die 
Überprüfung der Abrechnungen zeitnah nach dem Einlangen durch­
zuführen. Weite� war für den RH nicht nachvollziehbar, dass Einzel­
fallüberprüfungen anhand von Stichproben pro Land nur jedes zweite 
Jahr durchgeführt werden. Er empfahl dem BMBF, Stichprobenprü­
fungen jährlich durchzuftihren. 

37.3 Das BMBF n ahm in seiner Sle ilung 'lahme die Empfeh/unge /l des R H  

zur Kenntllis. Die Prüfung der A brecl,nungen werde in Zukunft mög­

lielm zeillrah IIach Eill iallge " der Un Terl agen im BMBF, die S tiel'pro­

benpr üfung für al le wnder jährlich erfolgen. 

38.1 Für die UG 3 1  war die MVAG .Auszahlungen aus Transfers" in Höhe 
von 3,947 Mrd. EUR Gegenstand der Überprüfung. Davon unterzog 
der RH folgende Konten einer Prüfung: 

Tabelle 10: UG 31 - MVAG Auszahlungen aus Transfers 

Konto 

7332.352 

7344.900 

7430.000 

Bezeichnung 

FWF Programme 

Universitäten - Grundbudgets 

lfd. Transfers an übrige Sektoren der Wirtschaft 

Summe ausgewählte Konten 

Summe MVAG gesamt 

Anteil überprüfte Konten 

Quellen: HIS; Berechnung RH 

Voranschlag 
in /oIio. EUR 

184,6 

2.637,5 

201,9 

3.024,0 

3.947,1 

in % 

76,6 

Für die ausgewäh.lten Konten 7344.900 .Universitäten - Grundbud­
gel5" und 7332.352 "FWF Programme- war eine Vollprüfung vorgese­
hen, das heißt, der RH überprüfte die Transaktionen auf diesen Konten 
vollständig. Für das Konto 7430.000 .. Lfd. Transfe� an übrige Sektoren 
der Wirtschaft" zog der RH eine Zufallsstichprobe von 25 Belegen. 

Die verpflichtende Mittelbindung (Kriterium . Verrechnung Obligo") 
war durchgängig nicht erfolgt (vgl. TZ 1 7). 
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In einem Fall betraf der Ueferungs- bzw. Leistungszcitraum der Zah­
lung das Finanzjahr 2013 ,  die zeitliche Zuordnung war somit nicht 
korrekt. 

38.2 Der RH kritisierte. dass das BMWFW die verpf1ichlend vorgesehene 
Mittelbindung nicht vornahm sowie Aufwendungen in einem Fall nicht 
periodengerecht erfasste. Er empfahl daher, die Mittelbindung stets 
durchzufUhren sowie Aufwendungen und Erträge im Ergebnishaus­
haI! periodenrichtig zu erfa sen. 

38.3 Laur StelluIlgllahme des BMWFW ei ill der UG 3 1  Wissellschaft ulld 

Forschullg auf dem Kmllo 7344. 900 . Universitären - Grundbudgets" 

eine MiNe/bindung erfolgt, welche per Jällller 20 14 auf .. erledigt" 

geselzt wurde, da eille Daueranordnullg eingerichtet worden sei. A uf 

dem KOllto 7430.000 • Laufende Trallsfers an übrige Sekrorell der Wir/­

schaft" sei eine Mine/reservierung erfolgt. Diese wäre ebenfalls per 

Jä,mer 2014 auf • erledigt " geselzt wordeIl, da eille DauerG/lOrdll!//Ig 

für jeweils drei Monate eingerichrer worden sei. 

38.4 Der RH entgegnete dem BMWFW, dass die Mittelreservierung keine Form 
der Verrechnung eines Obligos darstellt und damit nicht dazu geeignet 
ist, dem gesetzlichen Erfordernis der korrekten Verrechnung des Obli­
gos (Mittelbindung) nachzukommen. Der RH verblieb deshalb bei sei­
ner Empfehlung. 

BRA 2014 
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UG 40 Wirtschaft 

Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der 
Haushaltsverreehnung gemäß § 9 RHG 1948 

39.1 Für die UG 40 war die MVAG ..Auszahlungen aus der Investitionstä­
tigkeit" in Höhe von 24,4 Mio. EUR Gegenstand der Überprüfung. 
Davon unterzog der RH folgende Konten einer Prüfung: 

Tabelle 1 1: UG 40 - MVAG Auszahlungen aus der 
Investitionstätigkeit 

Konto 

644.600 

635.400 

635.452 

635.449 

635.495 

Bezeichnung 

Instandsetzung f. Vorhaben unter 3,63 Mio. EUR Ges. 

Vorhaben unter 3,63 Mio. EUR Gesamtk. u. Disposit 

Wien 13, Tiergarten Schönbrunn, Ausbau 

Wien I, Stubenring 1, Generalsanierung, 1. 8A 

Wien I, 8urgring 7, NHM, Sanier. der Außenfassade 

Summe ausgewählte Konten 

Summe MVAG gesamt 

Anteil überprüfte Konten 

QueUen: HIS; Berechnung RH 

Voranschlag 
in Mio. EUR 

9,2 

4,3 

3,3 

1,9 

U 

19,7 

24,4 

in OJo 

80,7 

Von den ausgewählten Konten überprürle der RH die jeweils fünf 
höchsten Transaktionen des F inanzjahres 201 4. 

In lediglich zwei der 25 Stichproben war die verpfl ichtende Minelbin­
dung (Kriterium "Verrechnung Obligo") erfolgt (vgl. TZ 1 7). 

Die zeitliche Zuordnung war in einigen Fällen nicht korrekt, da ent­
weder der gesamte Lieferungs- bzw. Leistungszeitraum oder Teile des 
Lieferungs- bzw. Leistungszeitraums das Finanzjahr 20 1 3  betrafen 
(vgl. TZ 1 3  und 1 4). 

39.2 Der RH kritisiene, dass das BMWFW die verpflichtend vorgesehene Mit­
telbindung nur lückenhaft vornahm sowie Aufwendungen und Enräge 
nicht periodengerecht erfasste. Er empfahl daher, die Mittelbindung 
stets durchzuführen sowie Aufwendungen und Erträge im Ergebnis­
haushah periodenrichtig zu erfassen. 

39.3 Das BMFWF teilte ill seiller Stellu/lgnallllle mit, dass in der UG 40 Wir/­

scllaft [,wesritiollstötigkeiten flr BauvorhabeIl im Bereich der B'lrg­

hauprmamlsclraft Österreich verbucht seien. Bei rille", Vertragsabschluss 

werde die Verpflichtung nicht als Mittelbindung bzw. Mitte/reservierung, 
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sondrm rine Bcstrllung im SAP-Modul .Materialmanagemrnt" (MM) 

angdegt. Dadurch würden geplallle Auszahlungrn als Obligo eifasst und 

Budgetmirrel gebunden. Die Eifassung einer Bestellung im MM-SAP 

wäre daller einer Mittclbindung bzw. riner Mitrelresenlimmg im HV­

SAP gleichzusetzen. 

Das BMWFW wies in seiner Stellullgnalune außerdem daraufhin, dass 

Bestellung, Recllllungsiegung und Zahlung in drr Regel zeitlicll weit 

ausrilrandrr liegen würden. Darübrr hinaus würden Prüffristen, ver­

tragliche Vorgaben sowie SAP-Anwcndungcn den jcwciligrn Auszall­

lungszeitpunkt breinJlusscn. A us Sicht des BMWFW Ilalldic es ich 

hierbei um ein bundesweites Problem, auf welclles das Ressort bereits 

im Rahmen der Evaluirrung der Hauslraltsrcehtsrefoml mehmrals hin­

gewiesen habe. Diesbrzüglirh plädirrr das BMWFW für rine bundes­

weite Optimierung. 

39.4 Der RH folgte dem BMWFW in der Argumentation. dass bei Bestellvor­
gängen über MM-SAP das Obligo automatisch verrechnet wird. Die Fest­
stellungen des RH bezogen sich aber auch auf Bestellvorgänge außer­
halb des MM-SAP. weshalb der RH die Empfehlung aufTechterhiel1. 

UG 4 1  Verkehr, Innovation und Technologie 

Ordnungsmäßigkeit 

allgemein 

126 

40 ( I )  Für die UG 41  waren die MVAG _Auszahlungen aus betrieblichem 
Sachaufwand" in Höhe von 752,2 Mio. EUR und die MVAG "Auszah­
lungen aus Transfers" in Höhe von 2,355 Mrd. EUR Gegenstand der 
Überprüfung. 

(2) Betreffend der MVAG "Auszahlungen aus betrieblichem Sachauf­
wand" unterzog der RH folgendes Konto einer Prüfung: 

Tabelle 12: UG 41 - MVAG Auszahlungen aus betrieblichem 
Sachaufwand 

Konto Bezeichnung 

7270.101 Leist. gern. § 48 BBG u. VOV-SCHIG (PV) 

Summe ausgewählte Konten 

Summe MVAG gesamt 

Anteil überprüfte Konten 

Quellen: HIS; Berechnung RH 

Voranschlag 
in Mio. EUR 

611.8 

611.8 

752,2 

in % 

81.3 

BRA 2014 
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Ordnungsmäßigkeits- und Betegprüfung der 
Haushaltsverrechnung gemäß § 9 RHG 1948 

BRA 2014 

Für das ausgewählte Konto 7270. 101  .Leist. gern. § 48 BBG u. VDV­
SCHIG (PV)" war eine Voll prüfung vorgesehen, das heißt, der RH über­
prüfte die Transaktionen auf diesem Konto vollständig. 

(3) Betreffend der MVAG _Auszahlungen aus Transfers" unterzog der 
RH folgende Konten einer Prüfung: 

Tabelle 1 3 :  UG 41 - MVAG Auszahlungen aus Transfers 

Konto Bezeichnung 

1411.008 Schienengüterverkehrsfärderung 

1461.510 Zahlungen an die ÖSS gern. § 42 BSG 

Summe ausgewählte Konten 

Summe MVAG gesamt 

Anteil überprüfte Konten 

Quellen: HIS; Berechnung RH 

Voranschlag 
in I-lio. EUR 

85,57 

1.816,1 

1.901,6 

2,354,8 

in O{o 

80,8 

Für die ausgewählten Konten der Auszahlungen aus Transfers war eine 
Vollprüfung vorgesehen, das heißt, der RH überprüfte die Transakti­
onen auf den ausgewählten Konten vollständig. 

(4) Der RH stellte bei der Überprüfung der angeführten Konten keine 
Mängel fest. 

Zu den spezifischen Feststellungen in Bezug auf den Zuschussvertrag 
mit der ÖBB-Infrastruklur AG betreffend das Konto 746 1 .5 \0 .Zah­
lungen an die ÖBB gern. § 42 BBG" verweist der RH auf TZ 4 1 .  
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Spezifische 

Feststellungen -

Zuschussvertrag mit der 

Ößß-Infrastruktur AG 
gemäß § 42 B ßG 

128 

41.1 Im BRA 2010J 1  berichtete der RH erstmals über die Vereinbarungen 
zwischen dem BMVIT im Einvernehmen mil dem BMF und der ÖBB­
Infrastruktur AG, welche die Umsetzung der von der ÖBB-Infrastruk­
tur AG jährlich zu erstellenden sechsjährigen Rahmenpläne über die 
geplanten Investitionen in die Schienenverkehrsinfrastruktur 
(§ 42 Abs. 3 Bundesbahngesetz (BBG)J2) regellen (.Zuschussverträge"). 
Die Verträge unterschieden zwischen Zu chüssen für den Betrieb der 
Schieneninfrastruktur und deren Bereitstellung an die Nutzer 
(§ 42 Abs. I BBG) und Zuschüssen rur die I nstandhaltung, Zur Pla­
nung und zum Bau von Schieneninfrastruktur (§ 42 Abs. 2 BBG). Im 
Jahr 201 4  erfolgten aus dieser Posilion Zahlungen in Höhe von 
1 ,800 Mrd. EUR, davon Zuschüsse in Höhe von 687,70 Mio. EUR gemäß 
Abs. I und Zuschüsse in Höhe von 1 . 1 1 2  Mrd. EUR gemäß Abs. 2. 

Der Bund hatte sich im Zuschussvertrag 20D bis 2018 verpOich­
let, gemäß § 42 Abs. 2 BBG 75 %JJ der jährlich getätigten Investi­
lionen in Form einer auf 30 Jahre umgelegten Annuität verteilt zu 
tragen (201 4 :  6D. 10  Mio. EUR inklusive Erhöhung rur Hochwasser­
schäden 201 3). wobei als Zinssatz der jeweils aktuelle Satz rur Lang­
fristfinanzierungen der ÖBB-Infrastruktur AG herangezogen wurde. 
Zur Finanzierung des österreich ischen Anteils am Brenner Basistunnel 
trug der Bund 100 % der Kosten in Form einer auf 50 Jahre umgelegten 
Annuität (201 4 :  rd. 400.000 EUR). Der Bund zahlte damit jeweils nur 
ein Dreißigstel (bzw. Fünfzigstel) der jeweiligen jährlichen Investiti­
onen (zuzüglich Finanzierungskosten). Solange neu investiert wurde, 
stiegen somit die Verbindlichkeiten aus den Investitionen eines Jah­
res slärker als die jährlichen Zahlungen. d.h. die Zahlungen wurden 
leilweise in die Zukunft verschoben. Zusätzlich umfasste der jährliche 
Zuschuss gemäß Abs. 2 einen Anteil rur Inspektion/Wartung. Entstö­
rung und Instandsetzung der von der ÖBB-Infrastrukrur AG zu betTei­
benden SchieneninfTastruktur (201 4 :  498.80 Mio. EUR inklusive Erhö­
hung für Hochwasserschäden 201 3). 

Die folgende Abbildung zeigl die Annuitälen des Bundes, die sich ab 
dem Jahr 201 5  für die in den Rahmenplänen vereinbarten Infraslruk­
rurinvestitionen ergaben: 

1 1  BRA 2010. Tc:'X1Ieil: Band I, TZ )  

" i.d.F. BGBI. I Nr. 95/2009 

IJ 80 � ab 201 7  

BRA 2014 
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Abbildung I :  Annuitäten des Bunde ab 2 0 1 5 für I n frastrukturinvestitionen 
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BRA 2014 

Aus den Annuitäten fürbis zum 3 1 .  Dezember2014 bereits getätigte Inves­
titionen der ÖBB-Infrastruktur AG ergaben sich nicht fällige Verbindlich­
keiten von 1 5,294 Mrd. EUR (blaue Balken). Aus den zukünftig geplanten 
Annuitäten aufgrund der Investitionen zu allen Projekten. die im Rah­
menplan 201 3  bis 201 8 vereinbart wurden, bis zu deren Fertigstellung 
- auch wenn die Investitionen erst nach 2014 getätigt werden - ent­
standen nicht fäl lige Verpflichtungen von 39,550 Mrd. EUR (hellgraue 
Balken). Aus den Nicht-Annuitätenzuschüssen gemäß § 42 BBG ent­
standen weitere nicht fäl lige Verpflichtungen von 5,267 M rd. EUR für 
den Belrieb der Schieneninfrastrukrur und deren Bereitstellung an 
die Nutzer sowie für Inspektion/Wartung, Entstörung und Instandset­
zung. sodass der Gesamtstand an nicht fälligen Verp flichtungen per 
3 1 .  Dezember 2014 korrekterweise 44. 8 1 7  Mrd. EUR betrug. 

Tatsächlich erfasste das BMVfT im Jahr 2014 bei der Budgetposition 
4 1 .02.02.00- 1 /746 1 .5 10 .Zahlungen an die ÖBB gern. § 42 BBG· kei­
nen Aufwand für Annuitäten ab 201 5 für die Investitionen aus dem 
Jahr 2014, so dass der Stand der Verbindlichkeiten per 3 1 .  Dczem-
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ber 201 4 mit 1 3.369 Mrd. EUR. also um 1 .926 Mrd. EURl4 zu gering in 
der Vermögensrechnung ausgewiesen war. Dieser ßetrag fchlte auch als 
Aufwand der Ergebnisrechnung. obwohl gemäß § 89 Abs. 2 BHG 201 3 
die Geschäftsfalle periodengerecht jenem Finanzjahr zuzuordnen 
waren, dem diese unabhängig vom tatsächlichen Zahlungsnuss wirt­
schaftlich zuzurechnen waren. Dieses Vorgehen war laut BMVIT auf 
den Um tand zurückzuführen, dass der zwischen dem BMVrr und der 
ÖBB-Infrastruktur AG abgeschlossene Zuschussvertrag 2014 bis 2019 
vom BMF nicht unterzeichnet wurde und daher nicht in Kraft trat. Dies 
obwohl der Nationalrat das BMVff bereits ermächtigt hatte, Vorbelas­
tungen gemäß § 60 BHG 201 3  für die Finanzjahre 201 5  bis 201 9 ein­
zugehen (BGB!. I Nr. 4 1 /2014 vom 1 2. Juni 201 4). Der Gesamtstand 
an nicht nil li gen Verpnichtungen war dagegen mit einem Wert von 
47. 1 2 5  Mrd. EUR um 2,309 Mrd. EUR zu hoch ausgewiesen.3S 

41.2 Der RH kritisierte, dass das BMVlT im Jahr 201 4 bei der Budgetposi­
tion 4 1 .02.02.00- 1 /7461 .5 10  -Zahlungen an die ÖBB gern. § 42 BBG" 

keinen Aufwand für Annuitäten ab 20 1 5  rur die Investilionen aus 
dem Jahr 2014 verbuchte, zumal gemäß § 89 Abs. 2 BHG 201 3  die 
Geschäftsfalle periodengerecht jenem Finanzjahr zuzuordnen waren, 
dem diese unabhängig vom tatsächlichen Zahlungsnuss wirtschaft­
lich zuzurechnen waren. Mangels Erfassung des Aufwands rur Trans­
fers an verbundene Unternehmen in der Ergebnisrechnung waren die 
.übrigen sonstigen Verbindl ichkeiten" in der Vermögensrechnung 
und die nicht falligen Verp nichrungen nicht korrekl ausgewiesen. Der 
RH beauftragte daher das BMVlT mit einer Mängelbehebung gemäß 
§ 9 RHG LV.m. § 36 RLV 201 3, um den entsprechenden Aufwand in 
der Ergebnisrechnung gemäß Zuschussvertrag 201 3  bis 201 8 für das 
Jahr 2014 zu erfassen und gleichzeitig den Stand dcr Verbindlichkeiten 
und der nicht falligen Verpflichtungen zu korrigieren. Der korrekte 
Stand der Verbindl ichkeiten war nunmehr 1 5,294 Mrd. EUR bzw. der 
nicht fal l igen Verpnichtungen 44,8 1 7  Mrd. EUR; in der Ergebnisrech­
nung lag der Aufwand für Transfers an verbundene Unlernehmen bei 
3 , 1 9 1  Mrd. EUR. 

Der RH empfahl dem BMVff, auch in Zukunft die aus dem Zuschuss­
vertrag resultierenden Aufwendungen periodengerecht jenem Finanz­
jahr zuzuordnen, dem diese unabhängig vom tatsächlichen Zahlungs· 
nuss wirtschaftlich zuzurechnen sind. 

H basic:rrnd aur dtn t.tsächlich�n InvtStitionen der Jahre 2012 und 201 J und einer daraus 

rtsultiert'nden aklualisicnen Annuitätcnrcrhnung 

)\ Nachd('m der Zuschussvertrag 2014 bis 2019 vom SMI- noch nicht unttrftnig1 war. stir­

gen die Verpflichtungen nicht weiter an. sondern dir Verpßichlungcn d� Jahrl.:S 2014 

wurdrn zu Verbindlichkeiten. 

BRA 2 0 1 4  
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Ordnungsmäßigkeits- und 8elegprüfung der 
Haushaltsverrechnung gemäß § 9 RHG 1948 

42.1 Für die UG 42 war die MVAG "Auszahlungen aus Transfers" in Höhe 
von l ,9 1 6  Mrd. EUR Gegenstand der Überprüfung. Davon unterzog 
der RH folgende Konten einer Prüfung: 

Tabelle 14: UG 42 - MVAG Auszahlungen aus Transfers 

Konto 

7340.033 

7340.132 

7340.134 

7340.333 

Bezeichnung 

Einheitliche Betriebsprämie 

Agrarumweltmaßnahmen, AMA 

Sonstige Maßnahmen Ländl. Entw .. Überw. a.d. 
AMA 

Ausgleichszahlungen in ben acht. Gebieten. AMA 

Summe ausgewählte Konten 

Summe MVAG gesamt 

Antetl überprüfte Konten 

Quellen: HIS; Berechnung RH 

Voranschlag 
in Mio. EUR 

612,9 

424,0 

190,1 

214,0 

1.441,0 

1.916,1 

in 'I. 

75,2 

Für die ausgewählten Konten war eine Vollprüfung vorgesehen, das 
heißt. der RH überprüfte die Transaktionen auf diesen Konten voll­
ständig. 

Die verpnichtende Minelbindung (Kriterium " Verrechnung Obligo") 
war durchgängig nicht erfolgt (vgl. TZ 1 7). 

42.2 Der RH kritisiene. dass das BMLFUW die verpnichtend vorgesehene 
Miuelbindung nicht vornahm und empfahl daher. die Minelbindung 
tets durchzuflihren. 

42.3 Das BMLFUW teilte ill seiller Stellungllahme mit. dass ftir die 

UG 42 Lalld-, Forst- ulld Wasserwirtschaft ab dem Jahr 20/6ftir die 

Eilllrcitliche Betriebsprämie, neu Direktzahlungen ulld Jür die Agrar­

umwe/rmaßllahmell. Jür die sonstigeIl MaßllahmeIl Lälldliche Entwick­

lung undJür die Allsgleichzahlullgell ill benachteiligte Gebiete durch­

gängig Mille/reservierungen erfasst würden. 

42.4 Der RH stellte zur Absicht des BMLFUW. ab 2016 in Teilbereichen das 
Obligo verrechnen zu wollen, nochmals klar. dass das BHG 201 J die­
ses Erfordernis eit dem Jahr 201 3 vorsicht und dass die Verrechnung 
de Obligos ohne Ausnahme für alle Geschäftsbereiche vorgesehen ist. 

1 3 1  
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43.1 Für die UG 44 war die MVAG _Auszahlungen aus Transfers- in Höhe 
von 1 ,0 1 4  Mrd. EUR Gegenstand der Überprüfung. Davon unterzog 
der RH folgende Konten einer Prüfung: 

Tabelle 1 5: UG 44 - MVAG Auszahlungen aus Transfers 

Konto 

7292.141 

7292.142 

7292.144 

7302.000 

7302.011 

7304.000 

7352.001 

Bueichnung 

Vorbeug. gg. Hochw. u. Lawinenschäden (BMVIT) lW 

Vorbeug. gg. Hochw.- u. Lawinenschäd., BMLFUW 
(lW) 

Dürreschäden Überw. an BMLFUW (zw) 

Transferzahlungen an Länder gem. FAG 

Finanlkraftstärkung der Gemeinden 

Transferzahlungen an Gemeinden gem. FAG 

Zuschüsse für Kinderbetreuungseinricht. an Länder 

Summe ausgewählte Konten 

Summe '"'VAG gesamt 

Anteil überprüfte Konten 

QueUen: HIS; Berechnung RH 

Voranschlag 
in Mio. EUR 

95,6 

138,8 

50,0 

161,6 

128,6 

50,8 

115,0 

740,4 

1.014,0 

in '%. 

73,0 

Für die Konten 7292. 1 42 _Vorbeug. gg. Hochw.- u. Lawinen­
schäd .. BMLFUW (zwt, 7302.0 1 1  _Finanzkra ftstärkung der Gemein­
den-. 7352.001 _Zuschüsse flir Kinderbetreuungseinricht. an Län­
der". 7292. 1 4 1  _Vorbeug. gg. Hochw. u. Lawinen chäden (BMVrn 
(zwt. 7304.000 _Transferzahlungen an Gemeinden gern. FAG- und 
7292. 1 44 _Dürreschäden Überw. an BMLFUW (zwt war eine VolIprü­
fung vorgesehen. das heißt. der RH überprüf1e die Transaktionen auf 
diesen Konten vollständig. 

Für das Konto 7302.000 _Transferzahlungen an Länder gern. FAG­
prüfte er eine Zufall tichprobe von 2 5  Belegen. 

Die verpflichtende Minelbindung (Kriterium _Verrechnung Obligo-) 
war durchgängig nicht erfolgt (vgl. TZ 1 7). 

43.2 Der RH kritisiene, dass das BMF die verpflichtend vorgesehene Mit­
telbindung nicht vornahm und empfahl daher. die Miuelbindung stets 
durchzuflihren. 

B RA 2 0 1 4  
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Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der 
Haushaltsverrechnung gemäß § 9 RHG 1948 

44.1 ( I )  Für die UG 45 waren die MVAG .Au zahlungen aus betriebl ichem 
Sachaufwand· in Höhe von 65,3 Mio. EUR. die MVAG .Auszahlungen 
aus der Investitionstätigkeit· in Höhe von 467,7 Mio. EUR und die 
MVAG .Auszahlungen aus der Gewährung von Darlehen sowie 
gewähnen Vorschüssen· in Höhe von 501 ,9 Mio. EUR Gegenstand der 
Überprüfung. 

(2) Betreffend der MVAG .Auszahlungen aus betrieblichem Sachauf­
wand· unterzog der RH folgende Konten einer Prüfung: 

Tabelle 16: UG 45 - MVAG Auszahlungen aus betrieblichem 

Sachaufwand 

Konto Bezeichnung 
Voranschlag 
in Mio. EUR 

7150.001 

7270.000 

7280.040 

Andere öffentliche Abgaben (lW) 

Werkleistungen durch Dritte 

Bankant. an Haftungsentgelt. (von jur. Personen) 
lW 

Summe ausgewählte Konten 

Summe MVAG geumt 

Anteil überprüfte Konten 

QueUen: HIS; Berechnung RH 

8,4 

19,0 

19,5 

46,9 

65,3 

in .,. 

71,9 

Für die Konten 7 1 50.001 .Andere öffentliche Abgaben (zw)", 
7270.000 .WerkJeistungen durch Drille· und 72BO.040 .Bankant. an 
Haflungsentgcll. (von jur. Personen)zw· war eine Vollprüfung vorge­
sehen, das heißt, der RH überprüfte die Transaktionen auf diesen Kon­
ten vollständig. 
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(3)  Betreffend der MVAG _Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit­
unterzog der RH folgendes Konto einer Prüfung: 

Tabelle 1 7 :  U G  45 - MVAG Auszahlungen aus der 

I nvestiti 0 n stäti g keit 

Konlo 

0825.100 

Bezeichnung 

Sonst. Beteiligungen an ausländischen 
Unternehmen 

Summe ausgewählte Konten 

Summe MVAG gesamt 

Anteil überprüfte Konten 

Quellen: HIS; Berechnung RH 

Voranschlag 
in Mio. EUR 

445,4 

445,4 

467.7 

in '10 

95,2 

Für das Konto 0825. 100 _Sonstige Beteiligungen an ausländischen 
Unternehmen- war eine Vollprüfung vorgesehen, das heißt, der RH 
überprüfte die Transaktionen auf diesem Konto vollständig. 

(4) Betreffend der MVAG _Auszahlungen aus Gewährung von Darle­
hen sowie gewährten Vorschüssen- unterzog der RH folgendes Konto 
ei ner Prüfung: 

Tabelle 18: UG 45 - MVAG Auszahlungen aus der Gewährung von 

Darlehen sowie gewährten Vorschüssen 

Konlo Bezeichnung 

2610.360 Ausfuhrförderungsgesetz (Garantien) (zw) 

Summe ausgewählte Konten 

Summe MVAG gesamt 

Anteil überprüfte Konten 

Quellen: HIS; Berechnung RH 

Voranschlag 
in Mio. EUR 

448,0 

44B,O 

501,9 

in '10 

97,2 

Für das Konto 2610.360 _Ausfuhrforderungsgesetz (Garantien) (zw)" 
prüfte der RH eine Zufallsstichprobe von 25 Belegen. 
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Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der 
Haushaltsverrechnung gemäß § 9 RHG 1948 

(5) Die verpnichtende Minelbindung (Kriterium _Verrechnung Obligo-) 
war durchgängig nicht erfolgt (vgl. TZ 1 7). 

44.2 Der RH kritisierte. dass das BMF die verpnichtend vorgesehene Mit­
telbindung nicht vornahm und empfahl daher, die Minelbindung stets 
durchzuführen. 

45 Für die UG 46 waren die MVAG _Auszahlungen aus Transfers" in Höhe 
von 1 ,6 3 1  Mrd. EUR und die MVAG _Au zahlungen aus der Gewäh­
rung von Darlehen owie gewährten Vorschüssen" in Höhe 
von 200,0 Mio. EUR Gegenstand der Überprüfung. 

Betreffend der MVAG "Auszahlungen aus Transfers" unterzog der RH 
folgendes Konto einer Prüfung: 

Tabelle 19: UG 46 - MVAG Auszahlungen aus Transfers 

Konto Bezeichnung 

7510.000 Laufende Transfers an verbund. Finanzunternehmen 

Summe ausgewählte Konten 

Summe MVAG gesamt 

Anteil überprüfte Konten 

QueUen: HIS; Berechnung RH 

Voranschlag 
in Mio. EUR 

1.500,0 

1,500,0 

1.630,8 

in ,. 

92,0 

Für da Konto 7510.000 "Laufende Transfers an verbund. Finanzun­
ternehmen" war eine Vollprüfung vorgesehen, das heißt, der RH über­
prüfte die Transaktionen auf diesem Konto vollständig. 

Betreffend der MVAG .Auszahlungen aus der Gewährung von Darle­
hen sowie gewährten Vorschüssen" unterzog der RH folgendes Konto 
einer Prüfung: 
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Tabelle 20: UG 46 - MVAG Auszahlungen aus der Gewährung von 

Darlehen sowie gewährten Vorschüssen 

Konto Bezeichnung 

2616.360 Haftungen gern. IBSG und FinStaG 

Summe ausgewählte Konten 

Summe MVAG gesamt 

Anteil überprüfte Konten 

Quellen: HIS; Berechnung RH 

Voranschlag 

in Mio. EUR 

200.0 

200.0 

200.0 

in .,. 

100,0 

Für das Konto 261 6.360 .Haftungen gern. IBSG und FinStaG" war eine 
Vollprüfung vorgesehen, das heißt, der RH überprüfte die Transakti­
onen auf diesem Konto aus dem Finanzjahr 201 4  vollständig. 

Der RH stellte bei der Überprüfung der angeführten Konten keine 
Mängel fes!. 
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Oberste Organe 
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Stichproben prüfung 

Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der 
Haushaltsverrechnung gemäß § 9 RHG 1948 

46 Untergliederungen, die keiner Funktionsprüfung oder Schwerpunkt­
prüfung unterlagen, unterzog der RH einer Stichprobenprüfung. Für 
die ausgewählten Untergliederungen der Stichprobenprüfung wurde 
anhand einer Stichprobenanzahl von 25 Geschäftsrallen die Ordnungs­
mäßigkeits- und Belegprüfung durchgeHihn. Die Aufteilung der 
25 Stichproben erfolgte Hir jede Untergliederung einzeln je nach Volu­
mina der MVAG. Der RlI legte Hir jede Untergliederung die Anzahl der 
Stichproben pro MVAG fest. Innerhalb der MVAG zog der RH schließ­
lich die Zufallsstichproben. Darüber hinaus Hihne der RH dem risiko­
orientienen Prüfansatz folgend Positionsprüfungen durch und gelangte 
zu spezifischen Feststellungen (siehe TZ 54, 56 bis 58, 60, 65 und 66). 

47,1 ( I )  Einige Oberste OrganeJ6 Hihnen keine korrekte Erfassung von Anla­
gegütern im winschafUichen Eigentum des Bundes durch, weil sie diese 
nicht als Anlagegüter in der Verrnögensrcchnung aktivienen, sondern 
lediglich die Leasingzahlungen als Aufwand erfassten (vgl. TZ 2). 

(2) Die Erfassung von Aufwendungen im Zusammenhang mit Telefonie, 
Briefpost etc. erfolgte bei der Präsidentschaftskanzlei nicht korrekt. Der 
Verfa sungsgerichtshof Hihne keine dem Kontenplan entsprechende 
Trennung von Betriebskosten und Energiebezügen durch (vgl. TZ 1 6) . 

(3) Eingangsrechnungen von den Obersten Organen wurden oftmals 
erst beträchtliche Zeit nach Einlangen der Rechnung im Haushalts­
verrechnungssystem erfasst, woraus vielfach eine falsche Perioden­
zurechnung von Aufwendungen in der Ergebnisrechnung resultiene 
(vgl. TZ 1 4). 

(4) Die Obersten Organe nahmen die Möglichkeit der Erfassung einer 
abgrenzungsrahigen Mitlelbindung großteils nicht in Anspruch. Ebenso 
bildeten die Obersten Organe Hir ausstehende Rechnungen betreffend 
das Finanzjahr 201 3 nur in seltenen Fällen Rückstellungen Hir aus­
stehende Eingangsrechnungen (vgl. TZ 1 3). 

(5) Trotz der verpflichtenden E rfas ung von Mitlelbindungen (Krite­
rium _Verrechnung Obligo") Hihnen die Obersten Organe die e nur 
lückenhaft durch (vgl. TZ 1 7). 

47.2 ( t )  Der RH kritisiene, da s Leasingverhältnisse im Sinne eines Finan­
zierungsleasings nicht immer als solche ausgewie en und in  der Ver-

J6 UG 02 8und�g�tzg�bung. UG 03 V�rfaS5ungsg�richlShof. UG 05 VoltsanwallSChaft 
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mögensrechnung als Winschaftsgut aktivien waren. Der RH empfahl 
allen Obersten Organen. auf die korrekte Verbuchung von Mict- und 
Leasinggeschäften zu achten. 

(2) Der RH kritisiene. dass die Obersten Organe Aufwendungen fall­
weise nicht auf den korrekten Konten gemäß Kontenplanverordnung 
erfassten und empfahl. die Kontenplanverordnung einzuhalten und 
die jeweils vorgesehenen Konten zu bebuchen. 

(3 )  Der RH kritisiene. dass die Obersten Organe die Vorerfassung von 
Belegen im Haushaltsverrechnungssystem bei einigen Stichproben 
nicht unverzüglich durchfühnen. Der RH empfahl daher den Obers­
len Organen eine unverzügliche Vorerfassung und Überminlung an die 
Buchhaltungsagentur. damit die Abschlussrechnungen ein möglichst 
getreues Bild der Vermögens-. Finanz- und Enragslage des Bundes 
darstellen. 

(4) Ocr RH kritisiene. dass die Funktion der abgrenzungsfahigen Mit­
telbindung nur in wenigen Fällen verwendet wurde. Ebenso wurden 
vielfach keine Rückstellungen für ausstehende Eingangsrechnungen 
dotien. um Aufwendungen der korrekten Periode zuzuordnen. Der RH 
empfahl daher den Obersten Organen. die Funktion der abgrenzungs­
fahigen Mittelbindung oder die Dotierung einer Rückstellung für aus­
stehende Eingangsrechnungen zu verwenden. 

(5) Der RH wies darauf hin. dass gemäß haushaltsrechtlichen Bestim­
mungen rur Berecht igungen und Verpnichlungen. sobald diese begrün­
det oder in Aussicht gestellt werden. unverzüglich im Haushaltsver­
rechnungssystem Millelvormerkungen vorzunehmen sind. Der RH wie 
kritisch darauf hin. dass die Obersten Organe die Erfassung von Mit­
telvormerkungen nur lückenhaft durchfühnen. Der RH empfahl daher 
den Obersten Organen. Millelvormerkungen stets vorzunehmen. 

47.3 ( I )  Die Präsidelllschajtskallz/ei teilte ill ihrer Stellungllahme mit. Ilass 

Aujwelldullgen im Zusammen/lang mir Te/ejollie VOll der Buchha/tungs­

agentur ullter Heranziehung des bisherigen Kontenp/ans ulld der darr 

getroffeneIl illha/r/ichell Zuordnung verreellllet würden. 

(2) Laut Stellungnahme der Par/amenlsdirektion werde sie llIkünjhg 

die über BBG-Verträge geIeasIen Kopiergeräle als An/agegürer erjassen. 

(J) Der Verjassungsgerie/ushoj sagte die Umsetzung der Empjeh/unge'l zu. 

(4) Wie der Venva/tungsgerichtshoj in seiner Stellungna/rme mit­

teilre, seien die A n/agegüler im wirtschaft/ie/ren Eigentum des Bundes 
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Bundeskanzleramt 

BRA 2014 

(Kopiergeräte des Verwoltungsgerirhtshofs) im FIAA-Progromm i,IVen­

tarisierr und somit in der Vermögensrerhnung aktivierr. Die Erfas­

sung lIon Aufwendungen im Zu amlllenhang ",it Telefonie, Brief- und 

Paketpost erfolge seit delll Jahr 201 5 auf getrellllten KOlllen gemäß 

der Konrenplanverordnung 2013.  Die Eingangsrechnungen erfasse er 

durchgehend zeitnah. Lediglich im Rahmen der Einfohrung der e-Rech­

nung IIIit I. Jänner 2014 sei es aufgrund von technischen (Anlauf-) 

Schwierigkeiten zu längeren Verzögerungen gekommen. Die Erfassung 

riner abgrenzungsfolligen Mille/bindung sowie die Bildung von Rück­

stellungen for ausstehende Reell/lUngen seien aufgrund der Betrags­

höhe nielli zum Trogen gekommen. Millelbindungen würden ab einem 

Bestellwert von 400 EUR verpflichtend angelegt. 

(5) Die Volksanwaltselrajl sagte die Um etzung der Empfehlung, auf 

die korrekte Verbuchung von Vermögensgegenständen, insbesondere 

VOll Miet- und Leasinggeselläften zu achten, zu. 

47.4 Der RH entgegnete der Präsidentschartskanzlei, dass ftir die Verrech­
nung von Portokosten im Kontcnplan eigene Konten vorgesehen sind, 
welche unabhängig von histori ch übernommenen inhaltlichen Zuord­
nungen zu verwenden sind. Er verblieb diesbezüglich bei seiner Emp­
rehlung. 

48.1 Das BKA erfasste Anlagegüter im wirtschartlichen Eigentum des Bundes 
nicht korrekt. da es diese nicht als Anlagegüter in der Vermögensrech­
nung aktivierte. sondern lediglich die Leasingzahlungen al Aufwand 
erra te Ivgl. TZ 2). 

48.2 Der RH kriti ierte, dass Leasingverhältnisse im Sinne eines Finanzie­
rungsleasings nicht immer als solche ausgewiesen und in der Vermö­
gensrechnung als Wirtschartsgut aktiviert waren. Der RH emprahl dem 
BKA, aur die korrekte Verbuchung von Miet- und Leasinggeschäften 
zu achten. 

48.3 Das BKA wies ill seiner StelluIlgnahme darauf hin, dass es sich bei 

dem for die Kopiergeräte abge chlos enell Vertrag nach seiller A uffas­
sung nicht um ein Finanzierungsleasing, sondern um ein klo si che 

Operatingleasing handle. 

48.4 Der RH entgegnete dem BKA, das - wie bereits im Zuge der Ab chluss­
rechnungen 201 3  im Detail ausgeftihrt)7 - die Gestaltungen der Lea-

17 su:hc 8RA 2013. Tcxttcil Band 2. Ordnungsmlßigkrns- und Bclcgprürung der lIaus­

hallSvclTt'Chnung dtS BundtS rur das Jahr 201] gemäß § 9 Abs. I RIIG 1948. TZ I) 
(S. 1551 
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singverhältn isse im Zusammenhang mit den Kopiergeräten eindeutig 
alle Merkmale eines Finanzierungsleasings aufweisen. Der RH verblieb 
bei seiner Empfehlung. 

49.1 ( I )  Das SMI erfasste Anlagegüter im winschaftlichen Eigentum des 
Sundes nicht korrekt, da es diese nicht als Anlagegüter in der Vermö­
gensrechnung aktiviene, sondern lediglich die Leasingzahlungen als 
Aufwand erfasste (vgl. TZ 2).  

(2) Eingang rechnungen erfasste das SMI oftmals erst beträchtliche 
Zeit nach Einlangen der Rechnung im Haushaltsverrechnungssystem ; 
daraus resultiene vielfach eine falsche Periodenzurechnung von Auf­
wendungen in der Ergebnisrechnung (vgl. TZ 1 4). 

(3) Das SMI nahm die Möglichkeit der Erfassung einer abgrenzungs­
fahigen Mittelbindung großteils nicht in Anspruch. Ebenso bildete 
das BMI für aussIehende Rechnungen betreffend das Finanzjahr 201 3  

nur in seltenen Fällen Rückstellungen für aus tehende Eingangsrech­
nungen (vgl. TZ 1 3). 

(4) Trotz der verpflichtenden Erfassung von Millelbindungen (Kri­
terium _Verrechnung Obligo") führte das BMI diese nur lückenhaft 
durch (vgl. TZ 1 7). 

49.2 ( I )  Der RH kritisiene, dass Leasingverhältnisse im Sinne eines Finan­
zierungsleasings nicht immer als solche ausgewiesen und in der Ver­
mögensrechnung als Wirtschaftsgut aktivien waren. Der RH empfahl 
dem SMI, auf die korrekte Verbuchung von Miet- und Leasinggeschäf­
ten ZU achten. 

(2) Der RH kritisierte, dass das BMI die Vorerfassung von Belegen im 
Haushaltsverrechnungssystem bei einigen Stichproben nicht unverzüg­
lich durchfUhrte. Der RH empfahl dem BMI eine unverzügliche Vor­
erfassung und Übermittlung an die Buchhaltungsagentur, damit die 
Abschlussrechnungen ein möglichst getreues Sild der Verrnögens-, 
Finanz- und Enragslage des Sundes darstellen. 

(3)  Der RH kritisierte, dass die Funktion der abgrenzungsfahigen Mit­
telbindung nur in wenigen Fällen verwendet und vielfach keine Rück­
stellungen für ausstehende Eingangsrechnungen dotien wurden, um 
Aufwendungen der korrekten Periode zuzuordnen. Der RH empfahl 
dem SMI, die Funktion der abgrenzungsfahigen Mittelbindung oder 
die Dotierung einer Rückstellung fUr ausstehende Eingangsrechnungen 
zu verwenden. 
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Ordnungsmäßigkeits- und 8elegprüfung der 
Haushaltsverrechnung gemäß § 9 RHG 1948 

(4) Der RH wies darauf hin, dass gemäß haushaltsrechtlichen Bestim­
mungen ftir Berechtigungen und Verpflichtungen, sobald diese begrün­
det oder in Aussicht gestellt werden, unverzüglich im Haushaltsver­
rechnungs ystem Mittelvormerkungen vorzunehmen ind. Der RH wies 
kritisch darauf hin, dass das BMI die Erfassung von Mittelvormer­
kungen nur lückenhaft durchftihne. Der RH empfahl daher dem BMI. 
Minelvormerkungen stets vorzunehmen. 

49.3 Das BMI sagte die Umsetzullg der Empfehlullgell zu. 

50.1 (I) Eingangsrechnungen erfasste das BMEIA oftmals erst beträchtliche 
Zeit nach Einlangen der Rechnung im Haushaltsverrechnungssystem ; 
daraus resultierte vielfach eine falsche Periodenzurechnung von Auf­
wendungen in der Ergebnisrechnung (vgl. TZ 1 4). 

(2) Trotz der verpflichtenden Erfassung von Miuelbindungen (Krite­
rium "Verrechnung Obligo") ftihne das BMEIA die e nur lückenhaft 
durch (vgl. TZ 1 7). 

50.2 ( I ) Der RH kritisierte, dass das BMEIA die Vorerfassung von Belegen 
im Hau haltsverrechnungssystem bei einigen Stichproben nicht unver­
züglich durchftihne. Der RH empfahl dem BMEIA eine unverzügliche 
Vorerfassung und Übermittlung an die Buchhaltungsagentur, damit 
die Abschlu rechnungen ein möglichst getreues Bild der Vermögens-. 
Finanz- und Ertragslage des Bundes darstellen. 

(2) Der RH wies darauf hin, dass gemäß haushaltsrechtlichen Best im­
mungen ftir Berechtigungen und Verpflichtungen. sobald diese begrün­
det oder in Aussicht gestell t  werden. unverzüglich im Haushaltsver­
rechnungssystem Mittelvormerkungen vorzunehmen sind. Der RH wies 
kritisch darauf hin, dass das BMElA die Erfassung von Mitteivormer­
kungen nur lückenhaft durchftihne. Der RH empfahl daher dem BMEIA, 
Minelvormerkungen stets vorzunehmen. 

50.3 Das BMEIA teilte ill seiner Stellungllahme mit, die Feststellungen des 

RH zur Kenlllllis gellommell Ulld dem ill der Verrecl,llul,g tätigen Per-

01101 zur Kellntnis gebracht zu haben. 
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51.1 Trotz der verpflichtenden Erfassung von Minelbindungen (Kriterium 

"Verrechnung Obligo") fühne das BMJ diese nur lückenhaft durch (vgl. 
TZ 1 7). 

51.2 Der RH wies darauf hin. dass gemäß haushaltsrechtlichen Bestim" 
mungen für Berechtigungen und Verpflichtungen. sobald diese begrün" 
det oder in Aussicht gestellt werden. unverzüglich im Haushaltsver­
rechnungssystem Millelvormerkungen vorzunehmen sind. Der RH wies 
kritisch darauf hin. dass das BMJ die Erfassung von Millelvormer­
kungen nur lückenhaft durchfühne. Der RH empfahl daher dem BMJ. 
Minelvormerkungen tets vorzunehmen. 

52.1 ( I )  Das BMF nahm die Möglichkeit der Erfassung einer abgrenzungs­
fahigen Mitlelbindung großteils nicht in Anspruch. Ebenso bildete das 
BM F für ausstehende Rechnungen betreffend das Finanzjahr 201 3  nur 
in seltenen Fällen Rückstellungen für ausstehende Eingangsrechnungen 
(vgl. TZ 1 3). 

(2) Das BMF ftihne die verpflichtende Erfassung von Minelbindungen 
(Kriterium " Verrechnung Obligo") für beinahe alle Verrechnungsnille 
durch (vgl. TZ ( 7). 

52.2 Der RH krilisiene. dass das BMF die Funktion der abgrenzungsfa­
higen Minelbindung in vielen Fällen nicht verwendete und vielfach 
keine Rückstellungen ftir ausstehende Eingangsrechnungen dotiene. 
um Aufwendungen der korrekten Periode zuzuordnen. Der RH emp­
fahl  dem BMF. die Funktion der abgrenzungsfahigen Minelbindung 
oder die Dotierung einer Rückstellung für ausstehende Eingangsrech­
nungen zu verwenden. 

53.1 ( I )  Das BMASK erfasste Anlagegüter im winschaftlichen Eigentum des 
Bundes nicht korrekt. da es diese nicht als Anlagegüter in der Vermö­
gensrechnung akliviene. sondern lediglich die Leasingzahlungen als 
Aufwand erfasste (vgl. TZ 2). 

(2) Eingangsrechnungen erfasste das BMASK oftmals erst beträchtliche 
Zeit nach Einlangen der Rechnung im Haushaltsverrechnungssystem ; 
daraus resultiene vielfach eine falsche Periodenzurechnung von Auf­
wendungen in der Ergebnisrechnung (vgl. TZ 1 4). 
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(3) Das BMASK nahm die Möglichkeit der Erfassung einer abgrenzungs­
fahigen Millelbindung großteils nicht in Anspruch. Ebenso bildete das 
BMASK rur ausstehende Rechnungen betrefTend das Finanzjahr 201 3  

nur in seltenen Fällen Rückstellungen rur ausstehende Eingangsrech­
nungen (vgl. TZ 1 3) .  

(4)  Trotz der verpnichtenden Erfassung von Mittelbindungen (Krite­
rium "Verrechnung Obligo") ruhne das BMASK diese nur in sehr weni­
gen Fällen durch (vgl. TZ 1 7). 

(5) Das BMASK verwendete im Fall einer Akontozahlung die Beleg­
a n  KN (Kreditor Rechnung netto) und nicht eine rur Akontozahlungen 
vorgesehene Belegan (vgl. TZ 18). 

(6) Zu den spezifischen Feststellungen verweist der RH auf TZ 54. 

53.2 ( 1 )  Der RH kritisiene, dass Leasingverhältnisse im Sinne eines Finan­
zierungsleasings nicht immer als solche ausgewiesen und in der Ver­
mögensrechnung als Winschaftsgut aktivien waren. Der RH empfahl 
dem BMASK. auf die korrekte Verbuchung von Miet- und Leasingge­
schäften zu achten. 

(2) Der RH merkte kritisch an, dass das BMASK die Vorerfassung 
von Belegen im Haushaltsverrechnungssystem bei einigen Stichpro­
ben nicht unverzüglich durchflihne. Der RH empfahl dem BMASK 
eine unverLügliche Vorerfassung und Übermittlung an die Buchhal­
tungsagenlur, damit die Abschlussrechnungen ein möglichst getreues 
Bild der Verrnögens-, Finanz- und Enragslage des Bundes darstellen. 

(3) Der RH k.ritisiene, dass das BMASK die Funktion der abgrenzungs­
fahigen Mittelbindung in vielen Fällen nicht verwendete und vielfach 
keine Rückstellungen rur ausstehende Eingangsrechnungen dotiene, 
um Aufwendungen der korrekten Periode zuzuordnen. Der RH emp­
fahl  dem BMASK. die Funktion der abgrenzungsfahigen Millelbindung 
oder die Dotierung einer Rückstellung flir ausstehende Eingangsrech­
nungen zu verwenden. 

(4) Der RH wies darauf hin. dass gemäß haushaltsrechtlichen Bestim­
mungen rur Berechtigungen und Verpflichtungen. obald diese begrün­
det oder in Aussicht gestellt werden. unverzüglich im Hau halt ver­
rechnungssystem Mittelvorrnerkungen vorzunehmen sind. Der RH wies 
kritisch darauf hin, dass das BMASK die Erfassung von MitteIvormer­
kungen nur in sehr wenigen Fällen durchflihne. Der RH empfahl daher 
dem BMASK, Millelvorrnerkungen stets vorzunehmen. 
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(5J Der RH kritisierte. dass das BMASK im Fall einer Akontozahlung 
die Belegart KN (Kreditor Rechnung nettoJ verwendete und empfahl 
dem BMASK. die Belegarten im Haushaitsverrechnungssystem kor­
rekt zu verwenden. 

53.3 Das BMASK lei/le in seiller Slellullgllahme mil. dass es sich beim 

Leasillg der Kopiergeräle nicht 11m Finonzierungs/eosillg. salldem 11m 

operatives Leasillg //alld/e. da das Ressort die Geräle lIach Ellde der 

Laufteil lIichl kalIJe. SOlidem zurückgebe und somir reiller Nutzer der 

Geräre sei. Der Leasillggeber trage da volle /rwestiriollsrisiko. /11 Ein­

zelfällen sei es möglich. dass e-Reelrnullgell zu /allge liegen blieben. Das 

BMASK werde die betroffenen Abrei/ungell lIoelrma/s auJ die Eillha/­

rUllg der Vorgaben Irinweisen. Weiters merkre da BMASK an. dass die 

haushaltsjiihrcllden SteIleIl der VG 20 Arbeit Zahlullgell vorschrifts­

gemäß lIaelr vorheriger Mine/bindung arlordneten. Ledig/ich in weni­

gell Ausllalrmejiillen würden Akten nielli separat zur Mitte/bhrdung 

va rgesc h rieben. 

53.4 Der RH entgegnete dem BMASK. dass - wie bereits im Zuge der 
Abschlussrechnungen 201 3  im Detail ausgeführt38 - die Gestaltungen 
der Leasingverhähnisse im Zusammenhang mit den Kopiergeräten ein­
deutig alle Merkmale eines Finanzierungsleasings aufweisen. Bezüglich 
der Argumentation. dass die Geräte nach Ende der Nutzung retour­
niert würden. stellte der RH klar, dass dies für die Einordnung eines 
Leasingverhälmisses unerheblich ist. Der RH verblieb bei seiner Emp­
fehlung. 

Betreffend der Verrechnung des Obligos (Minelbindung) stellte der RH 
nochmals fest. dass die Verrechnung von Obligos für alle Geschäfts­
bereiche zwingend vorgesehen ist. 

54.1 Im Zuge der Umstellung der lT -Landschaft beim Arbeitsmarktservice 
Österreich (AMSJ adaptierte das BMF auch die automat isierte Schnitt­
stelle zum Haushaltsverrechnungssystem. Bei dieser Adaptierung der 
Schnittstelle wurde die Verbuchungsroutine fehlerhaft programmiert. 
sodass zwar die durch das AMS aus verschiedenen Gründen verrech­
neten Forderungen aus der Rückzahlungsverpfl ichtung zu Unrecht 
bezogener Leistungen im Haushaltsverrechnungssystem korrekt ver­
bucht wurden, eine Abtragung der Forderungen beim Eingang der 
Zahlungen durch die Verpflichteten im Haushallsverrechnungssystem 
aber nicht automat isiert erfolgte. So stiegen die Forderungen im Haus-

)11 siehe BRA 201l, Tt"xttcil Band 2. OrdnungsmäßigktilS- und B('legprufung der Haus­

haltSverrechnung d� Bundes für das Jahr 2013 gemäß § 9 Abs. 1 RHG 1948. TZ S 
15. 1551 
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hallsverrechnungssyslem, die aber talsächlich teilweise durch Rück­
zahlungen beglichen waren. 

Unmillelbar nach Bekannlwerden der Problematik überarbeitete das 
BMF die Schninslelle nochmals und ergänzte die Programmierung 
dahingehend, dass auch die Abslallungen der offenen Forderungen im 
Haushallsverrechnungssyslem automat i iert verbucht wurden. BMASK 
und BMF vollzogen die nichl aUlomatisiert durchgeführten Buchungen 
nach und berichtigten so den Sland. Den sich dadurch ergebenden 
Berichtigungsbedarf von gesaml 280,52 Mio. EUR wies das BMASK 
in der Voranschlagsvergleichsrechnung 201 4 bei der MVAG betrieb­
licher Sachaufwand als Voranschlagsabweichung aus. 

54.2 Der RH slellie kritisch fesl, dass das BMF die Schnillstelle zwischen 
der IT -Anwendung des AMS und dem Haushaitsverrechnungssyslem 
fehlerhaft umgesetzt halle. wodurch es zu einem nicht korrekten Aus­
weis der Rückforderungen des AMS gekommen war. Die Reparatur der 
SchnillSlelle durch das BMF erfolgte erst im ersten Halbjahr 2014, wes­
halb der Aufwand auch für 201 3  richligzuslellen war und sich eine 
Voranschlagsabweichung in der ausgewiesenen Höhe ergab. 

Der RH krilisierte, dass sowohl das BMASK als auch das BMF die 
neu etablierte Schniltslelle des Vorsystems des AMS zum Haushalts­
verrechnungssystem in Betrieb genommen hatten. ohne deren volle 
Funktionalität vorab sicherzustellen. Ferner kritisierte der RH, dass 
das BMASK und das BMF die Fehlerhaftigkeil der Schnittstelle über 
ein Jahr nicht bemerkt hatten und so eine fehlerhafte automatisierte 
Verbuchung bis ins erste Halbjahr 201 4  erfolgte. Der RH empfahl dem 
BMF, vor der Einrichtung automatisierter Schnittstellen in das Haus­
halt verrechnungssystem deren Funktionalilät umfänglich zu prüfen 
und fehlende oder fehlerhafte Funktionalitäten im Vorfeld zu behe­
ben, um so eine fehlerhafte Durchführung automatisierter Buchungen 
im Haushaitsverrechnungssystem zu verhindern. 

Ferner empfahl der RH dem BMASK, in Zukunfl die Funklionalität der 
eingesetzten Schnillstellen zum Haushaitsverrechnungssystem im lau­
fenden Betrieb zu konlrollieren. um so zu verhindern. dass über einen 
derart langen Zeitraum fehlerhafte Buchungen über eine automatisierte 
SchninsteIle im Haushaltsverrechnungssystem erfolgen. 

54.3 ( J )  Das BMASK teilte ill seiller Stellullgllahme mit, dass die Bundes­

rechellzelltrum GmbH gegenüber dem BMF die AbllahmebereilSchaft 

der lIeu etablierteIl SchniUstelle des Vorsystems des AMS zum Haus­

haltsverrechllullgssystem erklärt u"d um schriftliche Abllahmebestä­

rigullg ersucht habe; das BMF habe diese auch erteilt. Das BMASK 
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habe bereils schriftlich ab Oklober 201 J und in der Folge wiederholl 

und ,wcl.weislicl. um Prüfung der kumulien erkennbaren '/Ild fir das 

BMASK nichl nachvollziehbaren Divergenzen zwischen Ersarzforde­

rungsverbllchungen und Rückzahlungseingängen ersuchl. 

(2) Laul Slellungnahme des BMF könne die Korreklheil der Verrech­

nung in der Ergebnis-, Finanzienmgs- und Vermögensrecllllung, deren 

Buchungsgrundlagen aus Vorsyslemen Slamllllen, lIur VOIII zusländigen 

haushallsleilenden Organ feslgeslellT werden. Mil der Eillbuchung der 

korrigienen ulld an die Schnillslelle übergebenen Dalell sei die Rich­

ligslellung der haus/ra/lsllläßigell Darslellung eifolgl. 

54.4 Der RH stellie gegenüber dem BMASK klar, dass der Betrieb von Schnitt­
stellen in das Haushaltsverrechnungssystem im Verantworrungsbereich 
des jeweils nutzenden Ressons liegt. Wenn das BMASK, wie ausge­
führt. bereits längere Zeit die Fehlerhaftigkeit der Schnittstelle fest­
gestellt hatte, so hätte es diese in Entsprechung von § 89 BHG 201 3  

sofon deaktivieren und die korrekte Verbuchung auf angemessene 
Weise sicherstellen müssen. Der RH verblieb bei seiner diesbezüglichen 
Kritik. 

UG 25 Familien und Jugend 

Ordnungs mäßigkeit 

allgemein 

Spezifische 

Feststellungen 

146 

55.1 ( I )  Das BMF J erfasste Anlagegüter im winschaftlichen Eigentum des 
Bundes nicht korrekt, da es diese nicht als Anlagegüter in der Vermö­
gensrechnung akt iviene, sondern lediglich die Leasingzahlungen als 
Aufwand erfasste (vgl. TZ 2). 

(2) Zu den spezifischen Feststellungen verweist der RH auf TZ 56 bis 
TZ 58. 

55.2 Der RH kritisierte, dass Leasingverhältnisse im Sinne eines Finanzie­
rungsleasings nicht immer als solche ausgewiesen und in der Vermö­
gensrechnung als Wirtschaftsgut aktiviert waren. Der RH empfahl dem 
BMFJ, auf die korrekte Verbuchung von Miet- und Leasingge chäften 
zu achten. 

Buchungslogik im Bereich Familienlastenausgleichsfonds (FLAF) 

56.1 ( 1 )  In der UG 25 .Familie und Jugend· war es bei der MVAG .Erträge 
aus der operativen Verwaltungstätigkeie im Ergebnishaushalt gegen­
über dem Voranschlag zu einer Abweichung von rd. 442,89 Mio. EUR 
gekommen. Die Abweichung war im GB 25.02 .Familienpolitische 
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Maßnahmen und Jugend" zu verzeichnen. Das BMFJ begründete die 
Abweichung zum Voranschlag damit, dass die durch den Reservefonds 
an den Bund geleistete Rückzahlung der Verbindlichkeiten nicht wie 
budgetien als Enrag über den Ergebni haushalt, sondern als Rück­
gang der Forderung im Vermögenshaushalt verbucht worden sei. 

(2) Die Systematik der Finanzierung der Transferlei rungen aus den 
Mitteln des FLAF (GB 25.0 1 )  war im Familienlastenausgleichsgesetz 
(FLAG) geregelt. Dieses sah vor, dass dem FLAF im Falle der Unter­
dotierung aus dem Re ervefonds Millel aus dem allgemeinen Bud­
get zugeftihn wurden. Dadurch entstanden beim Reservefond , der 
als ausgegliedener RechlSträger mit eigener RechlSpersönlichkeit aus­
gestaltet war, eine Verbindlichkeit gegenüber dem Bund in Höhe der 
dem FLAF zugeftihnen allgemeinen Budgetmittel. Die Forderung des 
Bunde war im Globalbudget 25.02 "Familienpolitische Maßnahmen 
und Jugend" ausgewiesen. Eine al lfallige Verbindl ichkeit des FLAF, 
weicher im GB 25.01 "Ausgleichsfonds ftir Famil ienbeihilfen" erfasst 
war, gegenüber dem Reservefonds war nicht ausgewiesen. Der Re erve­
fonds selbst wies in seiner Abschlussrechnung die Forderungen gegen­
über dem FLAF sowie die Verbindlichkeiten gegenüber dem Bund aus. 
Die Verbindlichkeiten des Reservefonds wurden durch die Übenragung 
al lfal liger Überschüsse aus der Gebarung de FLAF an den Reserve­
fonds durch diesen an den Bund erstattet: 

Abbildung 2: L1hlungsflüsso dos fLAF 

- - - - - - -

Budgetmittel an fLAf 

QueUe: RH 

SRA 2 0 1 4  

Rückzahlung 
an Bund 

- _ .  - - - - - -

Budgetmittol an fLAf 

Bundeshaushalt 

ausgegliedert 
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(3) Im Abschlussjahr 2014 entstanden beim FLAF Überschilsse, welche 
dem Reserveronds zuzuführen waren. Der Reservefonds wiederum hane 
mit diesen Mitteln seine Verbindlichkeiten beim Bund zu bedienen. Das 
BMF J hatte diesen Vorgang der Rückzahlung als zu erwartenden Ertrag 
im GB 25.02 _Familienpolitische Maßnahmen und Jugend- budgetiert. 
Da die Rückfilhrung der Minel aus dem Reservefonds an den Bund 
aber ZUr Bedeckung einer ausgewiesenen Forderung diente, war die­
er Vorgang als Rückgang der Forderung des Bundes gegenüber dem 

Reservefonds direkt in der Vermögensrechnung zu erfassen. 

56.2 [ I )  Der RH kritisierte, dass die Budgetierung der Rückzahlungen des 
Reservefonds an den Bund als .Enräge aus der operaliven Verwaltungs­
tätigkeit" in GB 25.02 "Familienpolitische Maßnahmen und Jugend" 

nicht korrekt war. Die Verbuchung der gegenständlichen Rückzahlung 
als Verminderung der Forderung gegenüber dem Reservefonds in der 
Vermögensrechnung des GB 25.02 .Famil ienpolit ische Maßnahmen 
und Jugend" war korrekt, weshalb die Voranschlagsabweichung eben­
falls korrekt ausgewiesen wurde. 

[2) Der RH kritisierte, dass der Ausweis der Forderungen und Verbind­
lichkeiten in der UG 25 .Familie und Jugend" unvollständig und sohin 
nicht korrekt war. In der Vermögensrechnung des GB 25.0t .Aus­
gleichsfonds für Familienbeihilfen" waren die Verbindlichkeiten gegen­
über dem Reservefonds nicht ausgewiesen. Damit waren in der UG 25 

.Familie und Jugend" zwar die Forderungen des Bundes gegenüber 
dem Reservefonds im GB 25.02 "Famil ienpolitische Maßnahmen und 
Jugend" ausgewiesen, die Verbindlichkeiten des FLAF in identer Höhe 
aber nicht. 

Der RH wird die Verrechnung innerhalb der UG 25, insbesondere zwi­
schen FLAF, Reservefonds und Bund im Rahmen der Prüfung der 
Abschlussrechnungen 201 5 eingehend prüfen und allfallig weitere auf­
t retende Mängel rur das Abschlussjahr 201 5 berichtigen lassen. 

56.3 Das BMF 1 merkle in seiner Sielltmgnal1l7le 01/, das wäl"e"d der 

lahresabsclllussarbeilel' im FriJl'jalrr 201 5 diese Thematik bereits mil 

dem RH besprochen worden 56. Es s ... i dazu 6" Tenni" im Herbst 201 5  

mil dem RH, dem BMF ,md dem BMFl i" A ussicht gel/ommen worde". 

56.4 Der RH wird den FLAF im Rahmen seiner Prüfung gemäß § 9 RHG im 
Jahr 201 5 einer Überprüfung unterziehen. 
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U n terha Itsvo rsch üsse 

57.1 ( I )  Gemäß Einträgen im Haushaltsverrechnungssystem nahm das BMJ 
keine Prüfung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit der Aus­
zahlung zum Saldoausgleich der geleisteten Unterhaltsvorschüsse vor. 
Die Buchhaltungsagentur begründete dies damit. dass durch die Aus­
nahmebestimmung des § 1 20 BHV 201 339 eine sachliche Prüfung nicht 
notwendig sei. 

Weiters verwies die Buchhaltungsagentur in die em Zusammenhang 
darauf, dass aus Zweckmäßigkeits- und Kapazitätsgründen an das 
Haushaltsverrechnungs ystem keine Einzelbuchungen aus dem Vor­
system Unterhaltsvorschüsse (UV -Sy lern) übergeben wurden und sie 
somit keine Einsicht in einzelne Unterhaltsvorschusszahlungen habe. 
Die Prüfung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit habe somit 
im UV-System zu erfolgen. Aus Sicht der Buchhaltungsagentur sei 
diese Prüfung im Zuge der Verrechnung nicht mehr relevant, da die 
UG 25 (FLAF) im Zusammenhang mit den Unterhaltsvorschüssen die 
Ausgaben der UG 1 3  Justiz ftnanzien bzw. ersetzt und somit eine Prü­
fung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit durch das BMJ im 
UV-System zu erfolgen habe. 

(2) Bei einem Großteil der Stichproben war im Records-Management­
System (RMS) vom Haushaltsverrechnungssystem weiters vermerkt, 
dass die Buchungen des Saldoausgleichs der geleisteten Unterhaltsvor­
schüsse einer _Stichproben prüfung- unterzogen würden. Laut Buch­
haltungsagentur bedeute dieser Vermerk im System, dass der ent­
sprechende Beleg einer vollständigen (Buchhaltungsagentur-intemen) 
Prüfung unterzogen worden sei. Die Be tätigung der Richtigkeit bzw. 
des Abschlusses der Prüfung erfolge durch Anordnung der Buchung. 

Somit erfolgten die Zahlungsanordnungen der Buchhaltungsagentur 
zum Saldenausgleich der BMJ-Konten im Zusammenhang mit der Lei­
stung der Unterhaltsvorschüsse aus Mitteln des FLAF (gemäß FLAG) 
ohne vorherige Prüfung der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit 
durch das BMJ und die Buchhaltungsagentur. 

I') G�mäß § 120 BHV 201l hat dl� sachhche und rt'ChnC'nsche Prufung ('in� Stiegs zu 

unttrblt'ibtn. wenn dN lahlungsan.o;-pruch bzw. dl(' ZahlungsverpOichtung dem Grunde 

und drT lIöhe nach durch verwaltungsbchordlichC' oder genchlhche EnlSChC'idungen 

odu VufUgungen f�tgtll!'gl ist odtT durch R�htsvof'S('hrift('n. dlC' sich auf AnspruchC' 

gründrn. die dem Grunde und der IIOhe nach in Bundt'Sg�tztn. andC'rtn Normen in 

G('S('tzrsrang sowit' in Vtrordnungen frstgelrgt sand und unmltlC'lbar auf dC'rtn Grund­

lage ('mUh werden müSStn, ahnr dass es zusätzlicher Verwaltungsakte �arf. 
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57.2 ( I )  Der RH hielt in Bezug auf die Argumentation der Buchhaltungs­
agemur betreffend Prüfung der sachlichen und rechnerischen Rich­
tigkeit kritisch fest, dass der gegebene Sachverhalt ( Beschlüsse auf 
Unterhaltsvorschuss) kein Abgehen von der Vornahme einer sachlichen 
und rechnerischen Prüfung gestattete, weil § 1 20 BHV im konkreten 
Fall nicht anwendbar war. Dieser sah den Entfall der sachlichen und 
rechnerischen Prüfung nur vor, wenn die Zahlungsverpflichtung dem 
Grunde und der Höhe nach durch Gesetz oder Urteil bzw. Beschluss 
eines Gerichts festgelegt war. Dies traf aber auF den Saldoausgleich im 
Zusammenhang mit geleisteten Unterhaltsvorschüssen nicht zu, wes­
halb der Vermerk _nicht erforderl ich" im Haushaltsverrechnungssys­
tem unzulässig war. 

(2) Der RH kritisierte, dass trotz der Durchführung der Buchhaltungs­
agentur-internen Prüfung und den daraufhin genehmigten Anord­
nungen der Buchungen die Prüfer der Buchhaltungsagentur keine Kri­
tik an der falschlicherweise als "nicht erforderlich" bezeichneten und 
somit unterlassenen Prüfung der _sachlichen und rechnerischen Rich­
tigkeit" übten, sondern im Gegenteil, die Buchung ohne weilere (im 
ELAK dokumentierte) Anmerkungen genehmigten. 

Der RH empfahl der Buchhaltungsagemur und dem BMJ, die sachliche 
und rechnerische Richtigkeit vor der Zahlungsanordnung zU prüfen. 

57.3 ( I )  Laut Stellungnahme des BMFJ habe die Buchhaltungsagentur kom­

mUl/iziert, dass eine rechl/erische Prüfung ZII erfolgen habe; ab die­

sem Zeitpunkt habe das BMFJ diese vorgenommen. Die Best'äligung 

der sachlichen Richtigkeit bei den Vnterhaltsvorscllüs en werde das 

BMFJ unverzüglich umsetzen. 

(2) Die Buchhaltungsagemur wies in ihrer Stellungnallll1e darauf 

hin, dass seit Februar 201 5  das BMFJ bei den betreIfenden Belegen 

der VG 2 5  Familien und Jugend die Bestätiglll/g der rechnerischen 

Richtigkeit vOn/ehme. 

Fahrtkostenzuschüsse 

58.1 ( J )  Die vom RH bereits in seinem Bericht "Schüler- und Lehrlingsfrei­
fahrten" (siehe Reihe Bund 200912) aufgezeigten Mängel bestanden 
nach wie vor: 

- Soweit die Finanzämter Angelegenheiten des FLAF besorgten, halle 
das BMF J ein fachliches Aufsichts- und Weisungsrecht, die grund­
sätzlichen Angelegenheiten der Dienstaufsicht lagen aber beim BMF. 
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Eine Vereinbarung zwischen den beiden Bundesminislerien über die 
Zusammenarbeil bei Erfullung der jeweiligen Aufgaben lag nichl 
vor. 

- Das BMFJ fühne weder Konlrollen bei den zusländigen Finanz­
ämlern noch bei den beauftraglen Verkehrsunlernehmen durch. 

- Das in den Durchführungsrichllinien für den GelegenheilSverkehr 
vorgesehene Vier-Augen-Prinzip war in den bei sieben Finanz­
ämtern eingerichlelen sogenannten .Kundenleams Freifahnen· 
nicht durchgängig gegeben. 

- Es gab keine Prüfungsrichllinien, wann, wie und wie oft zu prüfen 
und nach welchen Krilerien zu kontroll ieren war. Prüfungshand­
lungen im Innen- und Außendiensl waren in Bezug auf den Gele­
genheilsverkehr in den meiSlen Kundenteams weder dokumenlien 
noch nachvollziehbar. 

(2) Beim Konto 62 1 200) .Fahrpreisersälze GeJegenheilSverkehr (zw)" 
waren der Umfang und der Inhall der den jeweiligen Belegen beige­
füglen Dokumente nichl dazu geeignel, eine Prüfung der sachlichen 
und rechnerischen Richtigkeil durchzuführen. Lediglich bei einer Slich­
probe erfolgte nachweislich eine Dokumentation der Prüfung der sach­
lichen und rechnerischen Richt igkeit durch ein Finanzamt. Jedoch 
waren auch in diesem Fall die dem Antrag zugrunde liegenden Schü­
lerzahlen und Kilometerberechnungen nicht in SAP hinterlegt und 
somit nichl nachvollziehbar. 

())  Der Leistungszeilraum .Schülerfreifahnen im Gelegenheilsver­
kehr· erslreckle sich von Seplember 201 )  (Anfang des Schuljahres) 
bis Juli 2014 (Ende des Schuljahre ). In einem Fall erfolgle der Ver­
t ragsabschluss für das Schuljahr 201 2/20 1 )  erst im Jänner 2014. Die 
Anlragslellung sowie deren Genehmigung und die Auszahlung der 
Vergütungen an die Verkehrsunternehmen erfolgten bei allen Stich­
proben ersl nach Beginn der Leistungserbringung. In der Mehrzahl der 
Fälle erfolgle sie ersl viele Monale nach Anlragslellung. 

58.2 ( I )  Der RH wies k.ritisch darauf hin, dass aufgrund der in SAP durch die 
Finanzämler hinterleglen Informationen und Dokumente eine Nach­
vollziehbarkeil der Rechtmäßigkeit der zugrunde l iegenden Geschäfte 
nichl möglich war. Das Fehlen bundesweit einheillicher Vorgaben hin­
sichllich der Abwick.lung und Dokumentation der Auszahlungen und 
Buchungen im Zusammenhang mit den Schülerfreifahnen im Gele­
genheilsverkehr begünsligle diesen Umstand. Der RH empfahl dem 
BMF J die verpflichtende Ablage der von der Gemeinde als Schuler-
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halter unterschriebenen Datenerfassungsbläncr über die Schülcranl.ahl 
sowie der anzufahrenden Haltestellen bei den betreITenden Belegen 
in SAP. um die Prüfung der Plausibilität der Berechnung des Auszah­
lungsbetrags zu ermöglichen. 

(2) Der RH wies kritisch auf die zeitliche Abfolgc in Bezug auf Geneh­
migung und AusfUhrung der Verträge hin. Die AntragsteIlung und 
Genehmigung muss aus Sicht des RH vor dem Beginn der Leistungser­
bringung erfolgen. Er empfahl deshalb dem BMFJ. auf die zeitgerechte 
Beantragung und Genehmigung der Verträge hinzu wirken. 

58.3 Das BMFJ wies in seiner Stellungllahme daraufhilI, dass die angespro­

chene Vereillbarung über die Zusammellarbeit beider Ressorts (BMF 

und BMFJ) siel, lIur auf Personalressourcen beziehen kÖllne. Aus die­

sem Gnmd nehme das BMFJ aufgrulld der derzeit herrsel,enden restrik­

tivell Persollalaufi,alU1,epolitik Abstalld VOn der Überrmg,mg weiterer 

A ufgaben GI, die KUllllenteams. Das BMFJ habe in der VergGl'ge" lle"it 

Prüfungen bzw. Kontmllen bei Finanzämtern bzw. KUlIdenteams durch­

geführt und werde dies auch weiterhin tun. Die Verkelrrsunternel,men 

würden regelmäßig von den Finanzämtern/KIII'denteams geprüft, wobei 

anlassbezogen auch das BMFJ mirwirke. Das BMFJ halle das Vier­

A ugen-Prinzip nach Möglichkeit (Personalressourcen) ein; die Erstel­

IUllg VOll Prüfungsrielrrlinien sei in Arbeil. 

Da BMFJ betollle in seiner S'ellungnahmc. dass SeI,ülerzahlell ulld 

Kilometerbereelll'lII'gen im Akt hillrerlegt seieI" Für eille zusätzliche 

Erfassung im SAP müssten mit venvallUllgsilltellsivem Melrraufivand 

sämtliche Ullterlagen zusätzlich gescanllt u" d eingepflegt werden. 

Der VOIII RH aufgezeigte Umstand, dass Vertragsabscl!lüsse auch 

MOllote später erfolgtCI!, sei fast ausscl,ließlich damuf zurückzufüll­

rcn, dass Unternehmen mit der Erbringullg vOn 1I0twendigen Unterla­

gen ill Verzug seien. 

58.4 Der RH entgegnete dem BMFJ, dass Vor-Ort-Prüfungen ein geeignetes 
Mittel der intemen Kontrolle sind, jedoch nicht die Vollständigkeit der 
Verrechnungsunterlagen ersetzen können. Dies zeigt sich aueh im Feh­
len von verrechnungsrelevanten Grunddaten (Schülerzahlen, Kilome­
terabrechnungen). Der RH hielt dem Mehraufwand entgegen, dass die 
Dokumente ohnehin einem Dokumentationsvorgang unterzogen wer­
dcn. Folglich vcrblieb der RH bei seiner Empfehlung, sämtliche Ver­
rechnungsgrundlagen dem jeweiligen Ge chäftsfall im Haushaltsver­
rechnungssystcm anzufügen. 
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Der RH hielt gegenüber dem BMF J mit Nachdruck fest, dass die Ein­
haltung des Vier-Augen Prinzipsjedenfalls gewährleistet werden mus . 

Bezüglich der verspäteten Venragsabschlüsse im Bereich der Schüler­
freifahnen wiederholte der RH seine Empfehlung, auf die Vertrags­
panner einzuwirken, um eine zeitgerechte Genehmigung der Venräge 
zu erreichen. 

UG 32 Kunst und Kultur 

Ordnungsmäßigkeit 

allgemein 

Spezifische 

Feststellungen -

Kulturgüter 

BRA 2014 

59.1 ( I )  Das BKA erfas te  Anlagegüter im winschaftlichen Eigentum des 
Bundes nicht korrekt, da es die e nicht als Anlagegüter in der Verrnö­
gensrechnung aktiviene, sondern lediglich die Leasingzahlungen als 
Aufwand erfasste (vgl. TZ 2).  

(2) Trotz der verpnichtenden Erfassung von Mittelbindungen (Kri­
terium _Verrechnung Obligo-) fUhne das BKA die e nur lückenhaft 
durch (vgl. TZ 1 7) .  

(3 )  Zu spezifIschen Feststellungen in  der UG 32 verwei t der RH auf 
TZ 60. 

59.2 ( I )  Der RH kriti iene, dass Leasingverhältnisse im Sinne eines Finan­
zierungsleasings nicht immer als solche ausgewiesen und in der Ver­
mögensrechnung als Winschaftsgut aktivien waren. Der RH empfahl 
dem BKA, auf die korrekte Verbuchung von Miet- und Leasinggeschäf­
ten zu achten. 

(2) Der RH wies darauf hin, dass gemäß haushaltsrechtlichen Bestim­
mungen fUr Berechtigungen und Verpnichtungen, sobald diese begrün­
det oder in Aussicht gestellt werden, unverzüglich im Hau haltsver­
rechnungssy tem Minelvorrnerkungen vorzunehmen sind. Der RH wies 
kritisch darauf hin, dass das BKA die Erfassung von MitteIvormer­
kungen nur lückenhaft durchfUhne. Der RH empfahl daher dem BKA, 
Minelvorrnerkungen stets vorzunehmen. 

60.1 Der Bereich Kunst und Kultur war bis inklusive Februar 2014  dem 
BMUKK zugeordnet. Mit der Novellierung des Bundesministerienge­
setzes (BMG)40 wurde mit I .  März 2014  der Bereich Kunst und Kultur 
in den Wirkungsbereich des BKA übenragen. Aus dem ehemaligen 
BMUKK wurde das BMBF. Der Bereich Kunst und Kultur, der bis zur 

40 8GB!. I Nr. 1 1 /2014, In Knfl g�t�l�n am I. März 2014 
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BMG-Novelle Bestandteil der UG 30 war. bildete seither eine eigene 
Untergliederung (UG 3 2  Kunst und Kultur). I m  Zuge dieser Organ isa­
tionsänderung wurden Kulturgüter aus der UG 30 (ehemaliges BMUKK. 
nunmehr BMBF) ausgeschieden. Das BMBF verbuchte diesen Abgang 
der Kulturgüter mit 86,24 Mio. EUR (davon 25.28 Mio. EUR Sonstige 
Einrichtungsgegenstände und 60,96 Mio. EUR Sammlungen) in der 
UG 30 Bildung und Frauen. Das BKA verbuchte in der UG 32 Kunst 
und Kultur als Zugang Kulturgüter nur die Sonstigen Einrichtungsge­
genstände in Höhe von 25,28 Mio. EUR. Die Sammlungen im Wert 
von 60.96 Mio. EUR aktivierte das BKA nicht. 

§ 98 Abs. 4 BHG 201 3  schrieb die Verrechnung von Sachanlagen nach 
bundeseinheillichen Vorgaben in der Anlagenbuchfuhrung vor. Gemäß 
§ 77 Abs. 1 BHG 201 3 waren die Vermögensbestandteile in systema­
tischer Ordnung in der Anlagenbuchfuhrung nachzuweisen. indem 
der Bestand sowie die Zu- und Abgänge nach Art, Menge, Wert und 
Wertveränderung zu erfassen waren. Zur Erstellung des Anlagenspie­
gels im BRA waren die Daten der AnlagenbuchfUhrung erforderlich. 

Verschiebungen von Anlagegütern zwischen Untergliederungen inner­
halb des Bundes durften somit zu keinen Veränderungen des Bundes­
anlagenspiegels fUhren, eine Verschiebung wird nur auf Ebene der 
Untergliederungen ersichtlich. Die übertragende Untergliederung halle 
den Wert der betroffenen Anlagegüter als Abgang zu verzeichnen. in 
der aufnehmenden Untergliederung war der entsprechende Zugang 
anzuflihren. 

60.2 Der RH stellte kritisch fest, dass das BMBF den Abgang der Kulturgü­
ter in der UG 30 korrekt verbuchte, das BKA in der UG 32 jedoch kei­
nen entsprechenden Zugang aller Kulturgüter erfasste. Der RH kriti­
sierte, dass der Anlagenspiegel des BRA dadurch zu niedrige Zugänge 
von Kulturgütern auswies, obwohl das BMBF die Kulturgüter an das 
BKA übertragen und nicht aus dem Bundesvermögen ausgeschieden 
halle. 

Im Zuge der § 9-Prüfung beauftragte der RH das BKA mit einer Män­
gelbehebung gemäß § 9 RHG LV.m. § 36 RLV. Das BKA aktivierte 
daraufhin die vom BMBF übertragenen Sammlungen in Höhe von 
60,96 Mio. EUR als Anlagenzugang bei den Kulturgütern in der Ver­
mögensrechnung. 

61 Das BMWFW erfasste bei allen überprüften Stichproben die Millelbin­
dungen (Kriterium _Verrechnung Obligo-). 

BRA 2 0 1 4  
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Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der 
Haushaltsverrechnung gemäß § 9 RHG 194B 

62.1 ( l )  Das BMVlT erfa ste Eingangsrechnungen oftmals erst beträchtliche 
Zeit nach Einlangen der Rechnung im Haushalt verrechnungssystem ;  
daraus resultiene vielfach eine falsche Periodenzurechnung von Auf­
wendungen in der Ergebnisrechnung (vgl. TZ ( 4). 

(2) Das BMVIT nahm die Möglichkeit der Erfassung einer abgrenzungs­
fahigen Miuclbindung großteils nicht in Anspruch. Ebenso bildete das 
BMVIT für ausstehende Rechnungen betreffend das Finanzjahr 201 3 

nur in seltenen Fällen Rückstellungen rur ausstehende Eingangsrech­
nungen (vgl. TZ 1 3). 

62.2 ( I )  Der RH kritisiene. dass das BMVIT die Vorerfa ung von Belegen 
im Haushaltsverrechnungssystem bei einigen Stichproben nicht unver­
züglich durchfühne. Der RH empfahl dem BMVIT eine unverzügliche 
Vorerfassung und Überrninlung an die Buchhaltung agentur, damit 
die Abschlussrechnungen ein möglichst getreues Bild der Verrnögens-, 
Finanz- und Enragslage des Bundes darstellen. 

(2) Der RH krit isiene, dass die Funktion der abgrenzungsfahigen Mit­
tclbindung in vielen Fällen nicht verwendet und vielfach keine Rück­
stellungen für ausstehende Eingangsrechnungen dotien wurden, um 
Aufwendungen der korrekten Periode zuzuordnen. Der RH empfahl 
dem BMVlT. die Funktion der abgrenzungsfahigen Minelbindung oder 
die Dotierung einer Rückstellung rur ausstehende Eingangsrechnungen 
zu verwenden. 

62.3 Laut Stellungnalrme des BMVIT beab ichtigc es, diese Kritikpunkte in 

ein entsprechendes, neuerliclres hausinterne Rund chreiben auftu­

nelllnell und auf die Empfehlungen des RH hinzuweisen. 

63.1 ( I )  Das BMLFUW erfasste Eingangsrechnungen oftmals erst beträcht­
liche Zeit nach Einlangen der Rechnung im Haushaltsverrechnungs­
system; daraus re ultiene vielfach eine falsche Periodenzurechnung 
von Aufwendungen in der Ergebnisrechnung (vgl. TZ 1 4). 

(2) Das BMLFUW nahm die Möglichkeit der Erfassung einer abgren­
zungsfahigen Miuelbindung großteil nicht in Anspruch. Ebenso bil­
dete das BMLFUW rur ausstehende Rechnungen betreffend das Finanz­
jahr 2013 nur in seltenen Fällen Rückstellungen rur ausstehende 
Eingangsrechnungen (vgl. TZ 1 3). 

(3) Das BMLFUW erfasste bei allen überprüften Stichproben die Mit­
telbindungen (Kriterium " Verrechnung Obligo"). 
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63.2 ( I )  Der RH kritisiene. dass da BMLFUW die Vorerfassung von Bele­
gen im Haushaltsverrechnungssystem bei einigen Stichproben nicht 
unverzüglich durchfühne. Der RH empfahl dem BMLFUW eine unver­
zügliche Vorerfassung und Übennitllung an die BuchhalLUngsagcntur. 
damit die Abschlussrechnungen ein möglichst getreues Bild der Ver­
mögens-. Finanz- und Enragslage des Bundes darstellen. 

(2) Der RH kritisiene. dass die Funktion der abgrenzungsfahigen Mit­
tel bindung in vielen Fällen nicht verwendet und vielfach keine Rück­
stellungen für ausstehende Eingangsrechnungen dotien wurden. um 
Aufwendungen der korrekten Periode zuzuordnen. Der RH empfahl 
dem BMLFUW. die Funktion der abgrenzungsfahigen Mittelbindung 
oder die Dotierung einer Rückstellung für ausstehende Eingangsrech­
nungen zu verwenden. 

63.3 Das BMLFUW rei/re ill seiller Srellullgllahme im Zu ammellhallg mir 

der Vorerfassullg mir. da sfür die UG 4 3  UmweIr die eilliallgelldell e­

Rechllunge'l in SAP eingespielr ulld in vieleIl BereicheIl per ELAK zur 

Prüfullg und Besrärigung den Faeirabreilullgell zugereiIr würde'l. Im 

Umwelrbereich sei oft 1l0ell eill i llren iJler PrüfungsauJwalld bezüglich 

Leisrullg ulld Rech'lUllg erforderlich. Ersr Ilach Besrärigullg der ach­

lichell Ulld rechllerischell Rieilligkeir der RecllllUllgCll ulld Rerournie­

rullg all die haushalrsführellde Srelle könlle der Beleg vorerfassr und 

die ZahItmg vorgCllommell werde". 

Das BMLFUW sagre die Umserzullg der Empfehlullg bezüglich der Ver­

welldung eiller abgrellzullgsfljhigell Mirreibilldullg oder der Dorierung 

einer Riicksrellung zu. 

63.4 Der RH betonte gegenüber dem BMLFUW nochmals. dass die unver­
zügl iche Vorerfassung von Belegen jedenfalls zu forcieren wäre. um 
die periodengerechte Erfassung der Ge chäftsfalle zu ermögl ichen: er 
verblieb diesbezüglich bei seiner Empfehlung. 

64 Der RH stellte bei der Überprüfung der UG 51 keine Beanstandungen 
fest. 

BRA 2014 
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Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der 
Haushaltsverrechnung gemäß § 9 RHG 1948 

65.1 ( 1 )  Für den Bund ist das ausführende Organ im Rahmen der Haushalts­

verrechnung die Buchhaltungsagentur. In § 1 1 4  BHG 201 3 ist die Prü­
fung im laufenden Gebarungsvollzug allgemein geregelt. Diese Bestim­
mung wurde in § 1 24 BHV 201 3  konkretisiert. § 124 BHV 201 3  ist an 
die Buchhalrungsagenrur gerichtet. Diese hat entsprechende Prüfungen 
vorzusehen, um einen ordnungsgemäßen Gebarungsvollzug zu gewähr­
leisten. Besonderes Augenmerk i t auf die Einhaltung der hau halts­
rechtlichen Vorschri ften und der sonstigen einschlägigen Normen zu 
legen. 

Grundlegend ist die in § 1 24 Abs. 2 BHV 201 3  vorgesehene Prüfung 
der übermittelten Anordnungen hinsichtlich des Vorhandenscins aller 
zahlungs- und verrechnungsrelevanten Angaben, die sich aus den 
mitgelieferten Belegen und Unterlagen nachvollziehen lassen müssen. 

12) Bei den überprüften Belegen fehlten wesentliche verrechnungs­
oder zahlungsrelevante Angaben oder diese wurden nicht berücksich­
tigt. Die für die korrekte Verbuchung erforderlichen Unterlagen und 
Angaben forderte die Buchhaltungsagemur nur in Einzelni llen nach. 
Bei der Verbuchung der überprüften Geschäftsf.ille wurden Buchungen 
entgegen den aus den Unterlagen ersichtlichen buchungsrelevanten 
Informationen, den Anordnungen der haushaltsleitenden Organe fol­
gend, falsch verbucht. Eine Rücksprache zur Durchführung einer kor­
rekten Verbuchung erfolgte offenkundig nicht. Die Mängel betrafen 
folgende Feststellungen im Zuge der Gebarungsüberprüfu ng: 

- fehlende Aktivierung von Anlagegütern im winschafUichen Eigen­
tum (TZ 2), 

- Mehrfachanlage von Debitoren und Kreditoren rrz 5), 

- Abstimmung bzw. Bereinigung unzulässiger Salden rrz 7), 

- fehlerhafte Kontenzuordnungen bei der Verbuchung (TZ 1 5), 

- fehlende bzw. fehlerhafte Verrechnungsgrundlagen (TZ 20). 

65.2 Der RH kritisierte, das in den genannten Fällen die vorhandenen 
Unterlagen nicht korrekt beurteilt wurden und es in Folge zu einer 
falschen Verbuchung von Geschäftsf.illen kam. Dadurch wurden die 
Abschlussrechnungen fehlerhaft bzw. unvollständig dargestellt. 

Der RH empfahl der Buchhaltungsagentur, Vorkehrungen zu treffen, 
um die falsche Beurteilung der Buchungsunterlagen und die damit 
verbundenen falschen Verbuchungen zu verhindern. 
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66.1 ( I )  Die BHV 201 3  ieht in § 1 24 Abs. 6 Z I bis 1 1  Prüfungen vor. 
die das ausführende Organ vor der Verbuchung von Anordnungen 
durchzuführen haI. Bei den Prüf chriuen gemäß § 1 24 Ab . 6 Z 9 bis 
1 1  BHV 201 J (Minelvormerkung. Anordnungsbefugnis bezüglich Wir­
kungsbereich und tatsächlichen Bestehens) war es zulässig. lediglich 
eine stichprobenwei e Prüfung vorzunehmen. Die Prüfungen gemäß 
§ 1 24 Abs. 6 Z I bis 8 BHV 201 J waren bei der Durchftihrung jeder 
Anordnung vorzunehmen. 

(2) Die Angaben der Kreditoren wichen größtenteils voneinander ab. 
Kreditoren waren mehrfach erfasst. wodurch auf verschiedene Perso­
nenkonten gebucht wurde (siehe auch TZ 5). Teilweise wurden Kre­
ditoren. die etwa aufgrund ihrer MarktsteIlung als bereits erfasst zu 
erkennen waren. neu angelegt, um Verbuchungen durchzuftihren. Die 
Kontrolle der Richtigkeit der Kreditorenangaben (bzw. der Debitoren­
angaben) war ein Prüfschrin, der in § 1 24 Abs. 6 Z I BHV 20l J zwin­
gend ftir die Durchftihrung aller Anordnungen vorgeschrieben war. 

Die Buchhaltungsagentur ftihne im ersten Halbjahr 2015 eine Bereini­
gung der bestehenden Duplikate bei den Kreditoren- und Debitoren­

tammsätzen durch. Einerseits erfolgte die Auffmdung von Duplikaten 
technisch unterstützt minels einer Access-Datenbank. andererseits 
fiihnen Mitarbeiter der Abteilung Stammdaten management eine 
Sichtprüfung durch. In der Ausgangsmenge von rd. 2 1 2.000 Kredi­
toren befanden sich rd. 37.600 Duplikate; mit Ende Mai 2015 waren 
rd. 19.200 Löschvormerkungen erfolgt; in der Ausgangsmenge von 
rd. 1 26.000 Debitoren befanden sich rd. 24.Joo Duplikate. Mit Ende 
Mai waren bei den Debitoren keine Lö chvormerkungen erfolgl. 

(J )  Insbesondere Belege. die konsolidierungsrelevante Geschäftsfälle 
betrafen, verbuchte die Buchhaltungsagentur nicht auf den korrekten 
Konten. In der Regel waren deranige Ge chäftsfälle als solche zu erken­
nen. Eine Rücksprache mit den haushaltsleitenden Organen seitens 
der Buchhaltungsagentur war nicht dokumentien. Die Verbuchungen 
wurden. wie angeordnet, falsch durchgeftihn. Dies ftihne im Rahmen 
der Konsolidierung der Abschlussrechnungen zu einem erheblichen 
Aufwand. um die falsch vorgenommenen Buchungen zu berichtigen. 

66.2 ( I )  Generell kritisiene der RH, dass die Buchhaltungsagentur die ihr 
obliegenden Aufgaben. vor allem im Hinblick auf die in § 1 24 BHV 201 J 

vorgesehenen verpnichtenden Prüfschrine, nicht in ausreichendem 
Umfang wahrnahm. Er empfahl der Buchhaltungsagentur. die Pro­
zessabläufe im Hinblick auf § 1 24 BHV 201 3 kritisch zu analysieren 
und Vorkehrungen zu t reffen. um die vorgesehenen Prüfungen als 

BRA 2014 

III-199 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 15 Hauptdok.Band 3 Textteil T2 (gescanntes Original)62 von 72

www.parlament.gv.at



R 

H 
Buchhaltungsagentur des Bundes Ordnungsmäßigkeits- und Belegprüfung der 

Haushaltsverrechnung gemäß § 9 RHG 1948 

BRA 2 0 1 4  

Teil der laufenden Kontrolle durch das ausfLihrende Organ bei allen 
Verbuchungen durchzuführen. 

(2) Der RH anerkannte zwar die Bemühungen der Buchhaltungsagen­
tur in Bezug auf die Bereinigung der bestehenden Duplikate in den 
Kreditoren- und Debitorenstammsätzen, er kritisiene jedoch die wie­
derholte Anlage von Kreditoren, die alleine aufgrund ihrer Markt teI­
lung als aufrechte Kreditoren zu erkennen sein müssten. Er empfahl 
dem BMF und der Buchhaltungsagentur, das Kreditorenmanagement 
grundlegend zu überarbeiten und den Bestand an Kreditoren zu ana­
Iy ieren sowie zu bereinigen. Eine möglichst rasche Umstellung auf 
da Ge chäflspannermodell wäre zu forcieren. Ferner empfahl der RH 
dem BMF, KredilOrenanlagen organisatorisch so zu ge talten, dass eine 
Freigabe für eine Neuanlage erforderlich ist, um zukünftig Mehrfach­
anlagen zu vermeiden. 

(J) Der RH kritisiene auch die wiederholte fehlerhafte Verbuchung von 
Konsolidierungsrallen. Er empfahl der Buchhaltungsagentur, vor der 
Verbuchung von Geschäfisrallen die fLir die korrekte Verbuchung not­
wendigen Unterlagen zu sichten und gegebenenfalls Nachforschungen 
anzustellen, um eine falsche Verbuchung zu vermeiden. Konsolidie­
rungsrelevante Geschäftsralle wären damit jedenfalls zu hinterfragen 
und sodann korrekt zu verbuchen. Der RH empfahl der Buchhaltungs­
agentur daher, die Prozesse diesbezüglich anzupassen. 

66.3 Die Buchhaltungsagentur teilte in ihrer Stellungnahme mit, das im 

ersten Halbjahr 201 5 rd. 222.000 Kreditoren im Haushaltsverrecill/ungs­

system geprüft und rd. 22.000 doppelt bzw. mehrfach angelegte Kredi­

toren zum Löschen I'Orgemerkt seien. Die Bereinigung der Debitoren im 

Hau haltsverrecllllUngssystem werde nach durdrgefo/mer Archivierung 

der nicht veTUJendetcn Debitoren erfolgen. /m J. Quartal 2014 habe sie 

Kriterien festgelegt, die bei Neuanlage eines Per oncnkomos jedenfalls 

zu überprüfen seim, um Doppelanlagen ZU venneiden. 

Es würden, 0 die Buchlraltungsagenrur in ihrer Stellungnaillne weiter, 

laufend Gespräche mit Bereichs- und Abteilungs/eitem stattfinden, in 

denen darauf hingewiesen werde, dass die flr eine korrekte Beurtei­

lung des Geschäftsfalls erforderlichen Unterlagen jedenfalls naclrzu­

fordenr sind, wenn diese bei der Buchung nicht vollständig vor/randen 

sind. Auf diese Verpfticlrtrmg würden die Bereichs- und Abteilungs­

leiter aus A nlass dieser Prüfung des RH auch sclrriftliclr hingewiesen. 

Die Buchhaltungsagentur habe emsprechende Maßnahmen zur Verbes­

erungen der korrekten Verbuchung von zu konsolidierenden Geschäfts­

follen getroffen. 

159 

III-199 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 15 Hauptdok.Band 3 Textteil T2 (gescanntes Original) 63 von 72

www.parlament.gv.at



Schlussempfehlungen 

Alle Bundesministe­

rien und Obersten 

Organe 

160 

R 

H 

Die vom RH empfohlene Analyse der Prozrssabläufe im Hinblick auf 

§ /24 BHV 20/ 3finde laufend srall. Die Prozesse innerhalb der Buchhol­

rungsagelllur würden regelmäßig evaluien und einer Qualirär siclrerong 

umerzogen. Die Buchhalrungsagenrur baue seir 20/ 5 ein Qualirärsma­

nogemenr auf, dessen Ziel unrer anderem die Erhöhung der Verrech­

nungsqualirär und die Erhöhung der Qualijikarionsquore der Mirarbeirer 

sei. Darüber hinaus Irelfe eine Clrecklisre den Verrechnung abreilungen 

dabei, alle A ufgaben im Zusammenlrang mir dem Bundesrech'lUngs­

abschluss zu erfüllen. 

66.4 Der RU nahm die bisherigen Bemühungen der Buchhaltungsagentur 
zur Kenntnis, verblieb aber angesichts der nach wie vor bestehenden 
Probleme im Zusammenhang mit dem KredilOren- bzw. Debitorenma­
nagement bei seinen Empfehlungen. 

67 Zusam menfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor: 

( I )  Bei der Verbuchung von Vermögensgegenständen, insbesondere 
von Miet- und Leasinggeschäften, wäre auf eine korrekte Verbu­
chung zu achten. (TZ 2 ,  47 bis 49, 5 3 ,  55 und 59) 

( 2 )  Forderungen in der Vermögensrechnung wären zeitlich korrekt 
und vollständig zu erfassen. (TZ 6, J J, 34) 

( 3 ]  Im inne eines ordnungsgemäßen Internen Kontrollsystem 
wären Änderungen von relevanten Daten im Finanz-Online-Sys­
tem einem Vier-Augen-Prinzip zu unterziehen. (TZ 6) 

(4) Die langfristigen Rückstellungen wären einer Abzinsung zu 
unterwerfen. (TZ 8) 

( 5 )  Informationen über die offenen Rechtsstreitigkeiten wären bei 
der Finanzprokuratur einzuholen und die Prozesskostenrückstel­
lungen in der haushaltsrechllich erforderlichen Uöhe zu bilden. 
(TZ 1 2) 

(6) Die Uöhe der ausgewiesenen Prozesskostenrückstellungen wäre 
zu analysieren und deren Höhe gegebenenfalls auf die konkret zu 
erwartenden Kosten anzupassen. Jedenfalls wäre sicherzustellen, 
dass die Höhe der Rückstellungen auf Grundlage der Daten der 
Finanzprokuratur nachvollziehbar ist. (TZ 1 2) 
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(7) Die Funktion der abgrenzungsfähigen Mittelbindung oder die 
Dotierung einer Rückstellung für ausstehende Eingangsrechnungen 
wäre zu verwenden. Mit der Erfassung als abgrenzung fähige Mit­
telbindung bzw. als Rückstellung für ausstehende Eingangsrech­
nungen im entsprechenden Finanzjahr können Aufwendungen ohne 
Eingang einer Rechnung in der Ergebnisrechnung erfasst werden. 
(TZ 1 3, 2 J . 29, JO. J J, J4, J8, J9, 47, 49, 52. 5J .  62 und 6J)  

(8) Die Vorerfassung von Geschäftsfällen sollte unverzüglich erfolgen 
und eine ehestmögliche Übermittlung an die Buchhaltungsagentur 
stattfmden, damit die Abschlussrechnungen ein möglichst getreues 
Bild der Vermögens-. Finanz- und E rtragslage des Bundes darstel­
len. (TZ 1 4. 2 J ,  29. JO, J J , J4, J8, J9, 47, 49, 50. 5J ,  62 und 6J )  

(9) Bei der Verbuchung von z u  konsolidierenden G e  chäftsfällen 
wäre auf die Richtigkeit und Vollständigkeit der Verbuchung zu 
achten. (TZ 1 5) 

( 10) I nsbesondere im Hinblick auf die Um etzung des § 24 RlV 201 J 

wäre die Kontenplanverordnung einzuhalten und wären diejeweils 
vorgesehenen Konten zu bebuchen. (TZ 1 6  und 47) 

( 1 1 )  M i ttelvormerkungen wären stets zu erfassen. (TZ 1 7, J2. J8. 

J9, 42 bis 44. 47. 49 bis 5J und 59) 

( 1 2) Beleganen wären korrekt zu venvenden. Dadurch sollte ins­
besondere die Admini tration der Abrechnung von Vorschusszah­
lungen vereinfacht und verbessert werden. (TZ 1 8  und 5J)  

( I  J )  E s  wäre sicherzustellen, dass ausnahmslos jeder Anordnung 
eine Verrechnungsunterlage zugrunde liegt. (TZ 2 1 )  

( 1 4) Den haushaltsführenden Stellen wäre eine technische Unter­
stützung - wie es sie beispielsweise für die Rechnungsabgrenzung 
gibt - zur Verfügung zu stellen, um eine hau haltsrechtlich kor­
rekte Darstellung der Forderungen und Verbindlichkeiten sicherzu­
stellen. (TZ 4) 

( 1 5) Anstelle der Führung separater Personenkonten sollte auf 
das System des Geschäftspartners umgestellt werden. wobei der 
Ge chäftspartner eindeutige IdentifIkationsmerkmale aufweisen 
sollte, wodurch auch die in § 100 Abs. I BHV 201 3 vorgesehene 
Aufrechnung ermöglicht würde. Bei der Überleitung der bestehen­
den Personenstammdaten auf die Geschäftspartner wäre darauf zu 
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achten, dass alle bisher verwendeten Kreditoren- und Debitoren­
konten einer Person nur einem Geschäftspartner zugewiesen wer­
den. (TZ 5) 

( 1 6) Zur Steigerung der Transparenz des Rückstellungsausweises 
wäre die Abzinsung bei den PersonaJrückstcliungen gesondert aus­
zuweisen, um den Zin effekt nachvollziehbar zu machen. (TZ 8) 

( 1 7) Die Berechnung und Verbuchung des Zinseffekts wäre auto­
matisiert anzubieten, um eine einheitliche und korrekte Abz.insung 
der Rückstellungen zu gewährleisten. (TZ 8) 

( 1 8) Die Personal rückstellungen wären auf Einzelpersonenebene zu 
berechnen und dje Ergebnisse rur jeden Bediensteten separat an die 
Haushaltsverrechnung zu übergeben. (TZ 9) 

( 1 9) Eine Verbuchung der Persona.lrückstellungen wäre kosten­
steIlenübergreifend auf Detailbudgetebene vorzunehmen, um der 
Bilanzverlängerung aufgrund von Umorganisationen vorzubeugen. 
(TZ 10) 

(20) Die Berechnung der Personalrückstellungen wäre anstelle auf 
Kostenstellen- bzw. Detailbudgetebene auf Ebene von EinzeIper­
sonen durchzuruhren. Damit könnten die entsprechenden Personen 
auf Ebene der Detailbudgets, GlobaJbudgets bzw. Untergliederungen 
zusammengefasst und die Rückstellung veränderung am Jahresende 
korrekt verbucht werden. (TZ 10) 

( 2 1 )  Die Verbuchung von Jubiläumsgeldrückstellungen wäre auf Ein­
zelpersonenebene vorzunehmen, damit am Jahresende keine Anpas­
sung mehr erforderlich wird. (TZ 1 1 )  

(22) Es wären geeignete technische Unterstützungen zu implemen­
tieren. um eine falsche Kontierung im Zusammenhang mit Kon­
solidierungsfaJlen bereits bei der Erfassung im Haushaltsverrech­
nungssystem zu verhindern. Dies könnte beispielsweise über die 
Definition der Kreditoren bzw. Debitoren realisiert werden, so dass, 
wenn eine Bundesdienststelle einen KonsolidierungsfaU erfasst, die 
andere beteiligte Stelle automatisiert einen korrekten Kontierungs­
vorschlag erhält. (TZ 1 5) 

(23)  Die "Richtlinien zur Anwendung der Kontenplanverordnung" 
wären an die Kontenplanverordnung 201 3 anzupassen und zu ver­
öffentlichen. (TZ 1 6) 
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(24) Durch ressortinterne Anweisungen an die betreffenden Fach­
abteilungen wäre sicherzustellen, dass die ein chlägigen Bestim­
mungen über die Mittelvormerkungen künftig eingehalten wer­
den. (TZ 1 7) 

(25) Es wäre darau f hinzuwirken, dass bei allen Daueranordnungen 
die Miuelvormerkungen auch für die Folgejahre automatisiert erfol­
gen. (TZ 1 9) 

(26) Für die Erfassung der Zahlungsbedingungen wären variable 
Eingabemöglichkeiten einzurichten, um die tatsächlichen Zahlungs­
bedingungen der Verrechnungsanordnung im Haushaltsverrech­
nungssystem abbilden zu können. (TZ 20) 

(27) Vor der Einrichtung automatisierter Schnittstellen in das Haus­
haltsverrechnungssystem wäre deren Funktionalität umfanglich zu 
prüfen und fehlende oder fehlerhafte FunktionaHtäten im Vorfeld 
zu beheben, um so eine fehlerhafte Durchführung automatisierter 
Buchungen im Haushaltsverrechnungssystem zu verhindern. (TZ 54) 

(28) Kreditorenanlagen wären - um zukünftig Mehrfachanlagen ZU 

vermeiden - organisatorisch so zu gestalten. dass eine Freigabe für 
eine Neuanlage erforderlich ist. (TZ 66) 

(29) Die Ab timmung und Bereinigung falscher Salden - unter Nut­
zung der vom Haushaltsverrechnungssystem bzw. Haushaltsinfor­
mationssystem (HIS) bereitgestellten Berichte - wäre zeitgerechI 
vorzunehmen, um die Richtigkeit der Abschlussrechnungen zu 
gewährleisten. (TZ 7) 

( 30) Es wären geeignete organisatorische Vorkehrungen zu tref­
fen, um falsche Verbuchungen von Konsolidierungsf<iIIen zu ver­
meiden bzw. falsche Kontierungen vor der Verbuchung zu hinter­
fTagen. (TZ 1 5) 

( 3 1 )  Der Verpflichtung gemäß § 1 24 BHV 201 3 wäre nachzukom­
men. die buchungsrelevanten Daten wären vor deren Verbuchung 
zu prüfen und die haushaltsleitenden Organe auf allfallige fehler­
hafte Buchungsanweisung hi nzuweisen. (TZ 1 6) 

(32) Die vorgesehenen Zahlungsziele wären einzuhalten und mög­
liche Skonti auszunutzen. (TZ 20) 
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( 33 )  Es wären Vorkehrungen zu treffen, um die falsche Beurteilung 
der Buchungsunterlagen und die damit verbundenen falschen Ver­
buchungen zu verhindern. (TZ 65) 

(34) Die Prozessabläufe i m  Hinblick auf § 1 24 BIN 201 3  wären 
kritisch ZU analysieren und Vorkehrungen zu treffen,  um die vor­
gesehenen Prüfungen als Teil der laufenden Kontrolle durch das 
ausführende Organ bei aUen Verbuchungen durchzuführen. (TZ 66) 

( 35) Vor der Verbuchung von Geschäftsfallen wären die für die kor­
rekte Verbuchung notwendigen Un terlagen zu sichten und gegebe­
nenfalls Nachforschungen anzustellen, um eine falsche Verbuchung 
zu vermeiden. (TZ 66) 

(36) Konsolidierungsrelevante Ge chäftsfalle wären jedenfalls zu 
hinterfragen und sodann korrekt zu verbuchen. (TZ 66) 

(37)  Das Kreditorenmanagement wäre grundlegend zu überarbei­
ten und der Bestand an K reditoren zu analysieren sowie zu berei­
nigen. Eine möglichst rasche Umstellung auf das Geschäftspartner­
modell wäre zu forcieren. (TZ 66) 

(38) Lieferanten wären auf eine ordnungsgemäße Rechnungsberichti­
gung hinzuweisen. Es wäre entweder eine Neuausstellung der berich­
tigten Rechnung oder ein ergänzendes, gesondertes Dokument mit der 
durchgeführten Berichtigung bzw. Ergänzung abzuverlangen. (TZ 24) 

(39) Jedenfalls wäre darauf hinzuwirken, dass eine gleichlautende 
Berichtigung der ursprünglichen Rechnung durch den Rechnungsleger 
durchgeführt wird und so die Abstimmung der steuerfreien, innerge­
meinschaftlichen Lieferungen des leistenden Unternehmers mit den 
steuerpflichligen, innergemeinschafllichen Erwerben des betroffenen 
Bundesministeriums oder Obersten Organs ermöglicht wird. (TZ 24) 

(40) Es wäre im Detail zu prüfen, ob es sich bei den verbuchten 
Geschäftsfällen auf Instandhaltungskonten jeweils tatsächlich um 
Instandhaltungsaufwendungen handelt oder ob aktivierungspflich­
ti ge Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten vorliegen. (TZ 25) 

(4 J)  Hinkünftig wäre auf die korrekte Erfassung von Dienstleis­
tungen, die von ausländischen Unternehmen erbracht wurden, zu 
achten und die Umsatzsteuer (Reverse Charge) korrekt im System 
zu erfassen und abzuführen. (TZ 26) 
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(42) Bei ausländischen Lieferanten des Euro-Raums wäre darauf 
hinzuwirken, da s zur Verringerung des Verwaltung aufwands 
die Fakturierung der Lieferungen bzw. Leistungen in Euro erfolgt. 
(TZ 27)  

(43)  D i e  Überprüfung von Abrechnungen für die zweckgebundene 
Verwendung der Anschubfmanzierungsminel des Bundes wäre zeit­
nah nach dem Einlangen durchzuführen. (TZ 37) 

(44) Die Stichprobenprüfungen wären jährlich durchzufiihren, 
anstalt alle zwei Jahre. (TZ 37) 

(45) Die aus dem Zuschussvertrag mit der ÖBB Infrastruktur AG 
resultierenden Aufwendungen wären periodengerechtjenem Finanz­
jahr zuzuordnen, dem diese unabhängig vom tatsächlichen Zah­
lungsfluss wirtschaftlich zuzurechnen sind. (TZ 4 1 )  

(46) Die FunktionaJität der eingesetzten Schnittstellen zum Haus­
haltsverrechnung ystem wären im laufenden Betrieb zu kontrol­
lieren, um zu verhindern, dass über einen langen Zeitraum fehler­
hafte Buchungen über eine automati ierte Schnittstelle i m  
Haushaltsverrechnungssystem erfolgen. (TZ 54) 

(47) Die achliche und rechnerische Richtigkeit betreffend Unter­
haltsvor chüsse wäre vor der Zahlungsanordnung zu prüfen. (TZ 57) 

(48) Die von der Gemeinde al  Schulerhalter u nterschriebenen 
Datenerfassungsbläller über die Schüleranzahl sowie die anzufah­
renden Halte teilen wären verpnichtend bei den betreffenden Bele­
gen im Haushaltsverrechnungssystem abzulegen, um die Prüfung 
der PI au ibilität der Berechnung des Auszahlungsbetrags zu ennög­
lichen. (TZ 58) 

(49) Auf die zeitgerechte Beantragung und Genehmigung der Ver­
träge betreffend Schülerfreifahrten wäre hinzuwirken. (TZ 58) 

165 

III-199 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 15 Hauptdok.Band 3 Textteil T2 (gescanntes Original) 69 von 72

www.parlament.gv.at



R 
-

H 

166 BRA 2014 

III-199 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 15 Hauptdok.Band 3 Textteil T2 (gescanntes Original)70 von 72

www.parlament.gv.at



R 

H 

III-199 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 15 Hauptdok.Band 3 Textteil T2 (gescanntes Original) 71 von 72

www.parlament.gv.at



III-199 der Beilagen XXV. GP - Bundesrechnungsabschluss - 15 Hauptdok.Band 3 Textteil T2 (gescanntes Original)72 von 72

www.parlament.gv.at




